
SITZUNGSPROTOKOLL 
 
 
über die 03. öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Statutarstadt Wiener Neustadt, 

abgehalten im Otto Sommer-Saal, Freiwillige Feuerwehr, Babenbergerring 5b. 

 

Tag: 22.06.2026 Beginn: 13:32 Uhr Ende: 16:00 Uhr 
 
 
Vorsitzender: Bürgermeister Mag. Klaus Schneeberger 

 
 
Mitglieder des Gemeinderates: 

Erste Vizebürgermeisterin Erika Buchinger  

Zweiter Vizebürgermeister LAbg. Mag. Dr. Rainer Spenger 

 
Stadträtinnen und Stadträte: 

Sabine Bugnar Norbert Horvath  

LAbg. DI Franz Dinhobl Kevin Pfann 

LAbg. Philipp Gerstenmayer Franz Piribauer, MSc  

Mag. Philipp Gruber Selina Prünster  

 
 
Gemeinderätinnen und Gemeinderäte: 

Sandra Antosik  Mag. Wolfgang Horvath, MBA  

Gerlinde Buchinger  DI Alexander Landbauer  

Manuel Bugnar  Franz Lechner  

Hubert Cucek  DI Dr. Bernhard Lutzer  

Kanber Demir  Michael Mayer – entschuldigt 

Michael Diller-Hnelozub  Bettina Mittermann  

Ing. Semir Djedovic, M.Eng.  Ing. Robert Pfisterer  

Nikolaus Dopler, BA  Martin Steinbrecher  

Mag. Barbara Dunst  Mag. Clemens Stocker  

Mag. Christian Filipp  DI Elke Szalai, MA 

Katharina Fruhmann, MSc  Sonja Wagner, MA 

Gabriele Grabner  Elisabeth Wallner  

Sabine Gremel Mst. Yusuf Yörük  

Franz Hatvan  LAbg. Matthias Zauner – bis 13:53 Uhr entsch., 

danach anw. 
Christian Hoffmann  

 

Abwesenheiten während der Sitzung siehe Beilage. 
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Sonstige Anwesende: 

Magistratsdirektor Mag. Markus Biffl 

Geschäftsführer Mag. Peter Eckhart, MA 

 
Der Gemeinderat ist ordnungsgemäß einberufen worden und ist gemäß § 12 der GOG 

beschlussfähig. 

 
 
Protokollunterfertiger gemäß § 27 GOG: 

Gemeinderat Mag. Christian Filipp 

Gemeinderätin Elisabeth Wallner 

Gemeinderat DI Alexander Landbauer 

Gemeinderätin DI Elke Szalai, MA 

Gemeinderat Kanber Demir 

Gemeinderat DI Dr. Bernhard Lutzer 

 
 
Schriftführerinnen: 

Mag. Katharina Einsiedler-Ginter 

Silvia Raudner 

 
-------------------- 
 
Termin der nächsten Gemeinderatssitzung: voraussichtlich Montag, 14.09.2026, 13:30 Uhr 

 
-------------------- 
 
Der Vorsitzende, Herr Bürgermeister Mag. Klaus   S c h n e e b e r g e r ,   führt aus: 

 

„Ich darf Sie nunmehr bitten, sich von den Plätzen zu erheben. 

 

Die Stadt Wiener Neustadt trauert um Gemeinderat a.D. Alfred Lenk, der am 10. Mai im 

82. Lebensjahr verstorben ist.  

 

Alfred – oder „Fredy“, wie er von fast allen genannt wurde – Lenk hatte neben seiner Familie 

drei große Herzensanliegen. Erstens seine Tätigkeit als Lehrer in der HTL, wo er Generationen 

von Jugendlichen auf ihre berufliche Tätigkeit vorbereitete. Zweitens natürlich der Tennissport, 

wo er sich im Vorstand des UTC Wiener Neustadt, vor allem aber auch als Schiedsrichter, 

engagierte. Und drittens, der Einsatz für die Weiterentwicklung der Stadt im Rahmen seiner 

Arbeit als Gemeinderat der Bürgerliste Schreiner, für die er von 2000 bis 2005 Mandatar war. 
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Eines hat ihn aber in allen drei Bereichen ausgezeichnet: Fredy Lenk war meist gut gelaunt, 

hatte ein großes Herz und war redselig, man konnte gleichzeitig mit ihm aber vortrefflich 

diskutieren oder streiten, weil er seinen Weg immer konsequent gegangen war. 

 

Die Stadt Wiener Neustadt würdigte Fredy Lenks Wirken mit dem Sportehrenzeichen.  

 

Wir werden dem Verstorbenen stets ein würdiges Gedenken bewahren. 

 

Ich danke für die Kundgebung. 

 

 

Hoher Gemeinderat, meine Damen und Herren! 

 

Der Glasfaserausbau in der Stadt schreitet viel schneller voran, als zu Beginn des Projekts 

geplant war. Geplant war das Ende des Ausbaus bis 2030, wir gehen davon aus, dass das 

vielleicht schon Ende 2027, Anfang 2028 ist. In der Zwischenzeit sind das Flugfeld, die 

Josefstadt, die Bereiche entlang der Pottendorfer Straße, die Badener und Breitenauer 

Siedlung, weite Teile des Ungarviertels komplett angeschlossen. Im Zehnerviertel, am 

Anemonensee und in der Fischelkolonie laufen derzeit Arbeiten – genauso in der 

Gymelsdorfer Vorstadt. 

 

Weil wir immer wieder mit Anfragen wegen der Wiederherstellung der Gehsteige konfrontiert 

werden, obwohl wir es schon vielfach kommuniziert haben: 

Die Gehsteige werden zur Gänze auf Kosten der ausführenden Firmen saniert – und zwar 

nicht nur die gegrabenen Künetten, wie es eigentlich üblich ist. Wenn Post, EVN oder wer 

immer aufgräbt, ist die Vorgabe nur die Künettenbreite. Wir haben die Abmachung nämlich so 

verhandelt mit allen Einbaufirmen, die gesamten Gehsteige werden saniert und dort, wo sie 

bereits saniert wurden, sehen Sie wie qualitätsvoll nunmehr diese Gehsteige ausschauen. Wir 

sind die einzige Gemeinde in Niederösterreich, die dieses Service ausverhandelt hat. 

Dass dies einige Zeit dauert, hängt in erster Linie davon ab, dass die Setzungszeit abgewartet 

wird und bei manchen ist die Setzungszeit geringer, bei anderen länger, das hängt vom 

Untergrund ab. Es gibt einen exakten Zeitplan, der penibel eingehalten wird. In den ersten 

Teilen der Stadt gibt es die Sanierungen bereits, ich habe es erwähnt, und natürlich 

kontrollieren wir seitens der Stadt diese Arbeiten auch permanent. Dazu noch eine Zahl damit 

man sich vorstellen kann, welche Arbeit hinter uns bzw. vor uns liegt: 54 von rund 100 km der 

Gehsteige sind bereits hergestellt. Und jetzt muss ich natürlich die Gelegenheit wahrnehmen 

den Herrn Gemeinderat Lutzer von den NEOS anzusprechen, es ist nicht unbedingt förderlich 

publicityträchtige Aufrufe, die hässlichsten Gehsteige zu fotografieren und damit mit 
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Emotionen der Menschen zu spielen, wenn man weiß, was dahinter steht und wieviel Arbeit 

hier dahinter steht. Ich halte das für die Sache unnötig und in Wahrheit bin ich bei Ihnen, Sie 

sind bis jetzt eher wegen konstruktiv-kritischen Bemerkungen aufgefallen. Ich muss sagen, 

diese Art von Politik würde ich bitten ein bisschen hintanzustellen. Und zwar nicht, wegen der 

Politik, nicht wegen mir, sondern das ist ein Schlechtreden der hervorragenden Arbeit unseres 

Glasfaserprojektteams. Und das leitet federführend Patrick Pöcho. Und der Kollege Pöcho hat 

wirklich ganz Tolles geleistet von den bereits erwähnten Zusagen der Firmen auf 

Wiederherstellung bis hin zur permanenten Kontrolle der Arbeiten und zur Beantwortung der 

unzähligen Bürgeranliegen, auch an Sonntagen wohlgemerkt wurden Anliegen beantwortet. 

Und Sie werden Verständnis haben, dass ich diese tolle Arbeit nicht schlecht reden lasse, 

denn das bedeutet Bashing der Stadt und das brauchen wir in dieser Situation nicht. Das 

haben sich Kollege Pöcho und die anderen Mitarbeiter nicht verdient! 

 

 

Weiters darf ich berichten, dass die Vergabe der Baumeisterarbeiten im Rahmen der 

Sanierung des Alten Rathauses erfolgt ist. Den Zuschlag erhielt die Firma „Handler Bau“ aus 

Kirchschlag. Diese Tatsache freut mich deswegen sehr, weil damit unsere Bestrebung, die 

Investition ins Alte Rathaus – und das ist nicht wenig – so ausschreiben zu können, dass die 

Wertschöpfung in Wiener Neustadt und in der Region bleibt und in diesem Fall ist das 

geschehen und ich hoffe, dass es bei anderen Bereichen, die ausgeschrieben sind, ähnlich 

ausgeht.  

 

 

Das passt auch zum heutigen Beschluss des Rechnungsabschlusses, der schon Initiativen 

einer antizyklischen Investitionspolitik behandelt. Diesen Weg der regionalen Wertschöpfung, 

diesen Weg werden wir auch in den nächsten Jahren fortsetzen. 

 

Vielleicht eine zusätzliche Information, die von Interesse ist. Bezüglich Altes Rathaus erfolgt 

in diesen Tagen auch der offizielle Startschuss der Betreibersuche für die Gastwirtschaft 

ehemaliges „Weißes Rössl“. Wir laden alle interessierten Gastronomen ein, sich hier zu 

beteiligen. Es geht um eine Gastwirtschaft – logischerweise – mit österreichischer Kultur, was 

das Essen anlangt, das in Wiener Neustadt gut zu dem gesamten Angebot passen würde. Die 

Informationen hiezu gibt es auf der Stadt-Homepage bzw. direkt beim Stadtbaudirektor. 

 

 

Wichtige Neuigkeiten gibt es auch rund um den Hauptbahnhof. Kürzlich haben die ÖBB mit 

den Arbeiten zur Verlegung der Regionalbuslinien auf die Freifläche vor dem Parkdeck in der 

Bräunlichgasse begonnen. Hintergrund sind hier verschiedene Bauarbeiten rund um den 
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Bahnhof in den nächsten Monaten, ich würde fast sagen in den nächsten Jahren, die zu 

Einschränkungen für den Busverkehr führen würden. Aus diesem Grund haben wir uns in 

Abstimmung mit den ÖBB, mit dem Land NÖ und den Regionalbus-Betreibern zu dieser 

Verlegung entschlossen. Diese wird ab den Herbstferien Ende Oktober durchgeführt. 

Das bringt mit sich, dass wir den Bahnhof neu planen können und wir alle wissen, wie 

neuralgisch diese Situation im Moment, oder in den letzten Jahren war und ist.  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Durchaus erfreuliche Ergebnisse hat eine aktuelle Studie, man höre und staune, von 

Greenpeace ergeben. Diese Studie hat sich mit den Grünanteilen in den Stadtzentren aller 

Städte mit mehr als 10.000 Einwohnern angesehen. Auf Basis von Satelliten-Daten ergab sich 

dabei für Wiener Neustadt folgendes Bild: Mit rund 34% Grünanteil in der betreffenden Zone 

liegt unsere Stadt gemessen mit allen Städten im Mittelfeld. Gemessen mit Städten 

vergleichbarer Einwohnerzahlen jedoch im absoluten Spitzenfeld – lediglich die Städte 

Bregenz und Dornbirn liegen hier vor Wiener Neustadt, wobei Bregenz ja wesentlich weniger 

Einwohner als Wiener Neustadt hat. 

 

Dieses Ergebnis gibt schon Anlass zur Freude, vor allem dann, wenn man weiß, dass 

Greenpeace sicher nicht im Verdacht steht uns zu bevorzugen.  

 

 

Ich darf heute etwas machen, was selten vorkommt. Aus aktuellem Anlass ist es laut 

Geschäftsordnung möglich, Experten zu Wort kommen zu lassen. Und auf Grund der 

Tatsache, dass Ende Juni das UVP-Verfahren für das neue Klinikum beginnt, habe ich mir 

erlaubt Mag. Andreas Gamlich, den kaufmännischen Direktor des Universitätsklinikums 

Wiener Neustadt, einzuladen, um uns einen kurzen Status-Bericht zum Neubau des Klinikums 

zu geben. 

 

 

Abschließend lade ich Sie noch alle ein, an den zahlreichen Veranstaltungen des am 3. Juli 

beginnenden Kultursommers teilzunehmen. Wie beliebt unsere innerstädtischen Events sind, 

zeigte sich zuletzt beim Straßenkunst- und Streetfood-Festival sowie am Brodtischgassen-

fest. Die erstmals durchgeführte Frequenzanalyse anhand von Mobilfunk-Daten ergab 22.000 

Besucherinnen und Besucher, ich glaube das ist ein eindrucksvoller Erfolg. Das Wetter hat 

natürlich auch dazu beigetragen.  
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In diesem Sinne freue ich mich auf weitere erfolgreiche Veranstaltungen und wünsche Ihnen 

und Ihren Familien einen schönen Sommer und bedanke mich für die Aufmerksamkeit. Ich 

darf mittlerweile eingetroffen den Herrn Mag. Gamlich begrüßen und darf ihn gleich bitten, 

nach vorne zu kommen und uns diesen Bericht nahezubringen. 

 

(Präsentation von Herrn Mag. Andreas Gamlich) 

 

Danke dir und deinem Team. Es ist eine Challenge. Es ist das größte Bauprojekt 

Niederösterreichs in der Zweiten Republik und betrifft Wiener Neustadt. Wir alle kennen das 

Klinikum heute, das ist im wahrsten Sinne des Wortes ins Alter gekommen und technisch mehr 

als schwierig aufrecht zu erhalten. Daher ist auch ein gewisser Zeitdruck da und wir zahlen es 

zwar nicht, wir haben aber entsprechende Verträge und sind natürlich unmittelbar mit dem 

Ergebnis des Klinikbaus konfrontiert. Daher ist es ganz wichtig, dass die Damen und Herren 

des Gemeinderates zeitgerecht einmal informiert werden, wie ist der Status-Quo. Danke 

vielmals, wünsche euch viel Freude und viel Erfolg, die Challenge ist eine Große, das Ergebnis 

wird auch ein Großes. Danke vielmals.“ 

 

-------------------- 
 
Verhandlung wird zu den Punkten 3, 6, 7, 9, 11, 13, 14, 15, 18, 20, 23 und 29 gewünscht.  

 
-------------------- 
 

Zusatzantrag zum Punkt 3 II) – Herr GR Diller-Hnelozub (siehe Seite 10). 

Abänderungsantrag zum Punkt 11 – Frau StRin Prünster (siehe Seite 20). 

Abänderungsantrag zum Punkt 13 – Herr StR LAbg. Gerstenmayer (siehe Seite 23). 

Zusatzantrag zum Punkt a) – Herr GR Diller-Hnelozub (siehe Seite 58). 

 
-------------------- 
 

Bekanntgabe des Antrages, welcher nicht auf der Tagesordnung steht (Antrag gemäß § 6 der 

Geschäftsordnung für den Gemeinderat): 

 
a) Dringlichkeitsantrag der Fraktionen VPWN, SPÖ, FPÖ und Gemeinsam für Neustadt 

Team Kanber Demir, betr. Abschluss eines Änderungsvertrages mit der ÖBB-Infrastruktur 
AG sowie dem Land Niederösterreich betreffend Park&Ride-Anlage als Parkdeck „3“ 

 
Zur Dringlichkeit spricht Herr StR LAbg. DI Dinhobl (Tonband). 

 
 

Dringlichkeit wird einstimmig zuerkannt. 
 

(siehe Seite 57) 
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b) Dringlichkeitsantrag der Fraktionen VPWN, SPÖ, FPÖ und Gemeinsam für Neustadt 
Team Kanber Demir, betr. Verordnung gemäß § 26 Abs. 1 des NÖ ROG 2014 – Bausperre 
im Bereich der Breitenauer Siedlung 

 
Zur Dringlichkeit spricht Herr GR Dopler, BA (Tonband). 

 
 

Dringlichkeit wird einstimmig zuerkannt. 
 

(siehe Seite 59) 
 
-------------------- 
 
Punkt 1 der Tagesordnung, Genehmigung des Protokolls über die zuletzt abgehaltene 

öffentliche Sitzung des Gemeinderates: 

 
Es wurden keine Einwände gegen das Protokoll über die 02. öffentliche Sitzung des 

Gemeinderates erhoben und daher gilt dieses als genehmigt. (§ 31 Abs. 3 NÖ STROG) 
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Betr.: Rücklagenbewegungen betreffend  
Rechnungsabschluss 2025  

 
 
 
 

 
Punkt: 
 2 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
In Ergänzung der Gemeinderatsbeschlüsse vom 27.04.2026 (TOP 4 und 5) werden 

nachstehende Rücklagenbewegungen für das Finanzjahr 2025 und 2026 genehmigt: 

Rücklagenbewegungen 2025: 

Zuführung zur Haushaltspotential Rücklage (Konto 935077/000)  

VAST 1/990000/795077 EUR 6.613.081,81 

Zuführung zur Ergebnisrücklage (Konto 935039/000) 

VAST 1/981000/795009 EUR 7.000.000,00 

Zuführung zur allgemeinen Haushaltsrücklage mit Zahlungsmittelreserve (Konto 935001/000) 

VAST 5/211004/795001 VS O.Glöckel, Instandsetzung Korrektur EUR -28.900,00  

VAST 5/814001/795001 Straßenreinigung Instandsetzung Korrektur EUR -22.700,00  

VAST 5/816100/795001 LED-Umstellung Korrektur EUR -1.216.600,00 

Entnahmen aus der allgemeinen Haushaltsrücklage mit Zahlungsmittelreserve (Konto 

935001/000) 

VAST 6/821001/895001 Fuhrpark Instandsetzungsmaßn. VSt-Korrektur EUR 3.967,25  

VAST 6/839501/895001 IT Hardware VSt-Korrektur EUR 158.233,56  

VAST 6/839502/895001 IT Switches u. Router VSt-Korrektur EUR 11.517,38 

Rücklagenbewegungen 2026: 

Entnahmen aus der allgemeinen Haushaltsrücklage mit Zahlungsmittelreserve (Konto 

935001/000) 

VAST 2/640000/895001 STVO, Ampelsanierungen zeitl. Verschiebung EUR 173.200,00  

VAST 2/612300/895001 Gemeindestraßen, B54 Unterführung, Korrektur doppelte Entnahme 

EUR -275.800,00 

VAST 2/821000/895001 Fuhrpark, Fahrzeugankauf Ausgleich VSt-Korrektur EUR 27.300,00 

 
(keine Berichterstattung) 

 
Einstimmig angenommen.  

(bei Abwesenheit von GR Diller-Hnelozub) 
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Betr.: Rechnungsabschluss 2025 der 
Stadt Wiener Neustadt  

 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 3 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
I) Der Rechnungsabschluss der Stadt Wiener Neustadt für das Jahr 2025 (01.01. bis 

31.12.2025) mit folgenden Ergebnissen 

 

1. Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung (Finanzierungsrechnung) 

EUR - 17.468.873,56 

2. Nettoergebnis nach Zuweisung und Entnahmen von Haushaltsrücklagen 

(Ergebnisrechnung) EUR + 19.392.654,32 

 
wird genehmigt. 

 

II) Die Prüfberichte der ausgegliederten Unternehmungen mit eigener Rechtspersönlichkeit 

werden zur Kenntnis genommen. 

 

III) Der Bericht über die Prüfung des Rechnungsabschlusses wird zur Kenntnis genommen. 

 
(Tonband: StR Mag. Gruber; GR DI Landbauer; GR Hoffmann;  

GR Demir; GR DI Dr. Lutzer; GR Diller-Hnelozub  
(Zusatzantrag siehe Seite 10); GR DI Landbauer;  
GR Mag. Horvath, MBA; GR Diller-Hnelozub;  
StR Mag. Gruber) 

 

Abstimmungen siehe Seite 10. 
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Abstimmung zu Punkt I):  
Dafür: VPWN-Fraktion, SPÖ-Fraktion,  

FPÖ-Fraktion, Fraktion Gemeinsam  
für Neustadt Team Kanber Demir  
und NEOS-Fraktion 

Dagegen: GRÜNE-Fraktion 
 

Antrag angenommen. 
 
 
 

Abstimmung zu Punkt II): Einstimmig zur Kenntnis genommen. 
 

Zusatzantrag zu Punkt II): 
Dafür: GRÜNE-Fraktion  
Dagegen: VPWN-Fraktion, SPÖ-Fraktion,  

FPÖ-Fraktion, Fraktion Gemeinsam  
für Neustadt Team Kanber Demir  
und NEOS-Fraktion 

 

Antrag abgelehnt. 
 
 

Abstimmung zu Punkt III): Einstimmig zur Kenntnis genommen. 
 
 
----- 
 
Anlässlich der Behandlung des Tagesordnungspunktes 3, Rechnungsabschluss 2025 der 

Stadt Wiener Neustadt, stellt Herr Gemeinderat Michael   D i l l e r - H n e l o z u b   folgenden   

Z u s a t z a n t r a g : 

 
„[…] Ich möchte dazu gerne einen Zusatzantrag stellen, also zu II) und zwar ‚Ergänzend zum 

Rechnungsabschluss wird den Mitgliedern des Gemeinderats eine Ergebnisaufstellung der 

Teilbetriebe der WNSKS sowie deren jeweilige G&V-Rechnung vorgelegt.‘ […] 
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Betr.: Berichtigung der Eröffnungsbilanz 
der Stadt Wiener Neustadt  

 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 4 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Die Abänderung der Eröffnungsbilanz der Stadt Wiener Neustadt gemäß Beschluss des 

Gemeinderates vom 05.07.2021 (TOP 3) in Verbindung mit den danach erfolgten 

Abänderungen der Eröffnungsbilanz gemäß den Beschlüssen des Gemeinderates vom 

27.06.2022 (TOP 2) und vom 23.06.2025 (TOP 8) wird auf Grundlage des § 38 Abs. 8 der 

VRV 2015 in Form der Nettovermögensveränderungsrechnung (Anlage 1d) als Beilage zum 

Rechnungsabschluss 2025 wie folgt genehmigt: 

 

• Nacherfassung von Vermögenswerten in der Höhe von EUR 128.570,00. Die 

Nacherfassung betrifft den Ankauf eines zusätzlichen Anteils der Beteiligung an der GW 

Wiener Neustadt Integrative Betriebe GmbH (bei Ankauf: Geschützte Werkstätte Wiener 

Neustadt Gesellschaft m.b.H., FN 115870 y) mit 3,18 % (EUR 1.600,00) und zwei 

Grundstücke mit EUR 126.970,00, die ins Öffentliche Gut der Stadt übergegangen sind.  

 

• Änderung der erstmaligen Eröffnungsbilanz (gem. § 38 Abs. 8 VRV 2015) in der Höhe von 

EUR 1.026.368,02. Die Nacherfassung umfasst Grundstücke und Grundstückswerte, die 

bereits vor dem 01.01.2020 im Eigentum der Stadt standen und bei der erstmaligen 

Erfassung fehlten (Grundstücke aus einer Verlassenschaft) und eine Berichtigung eines 

Übernahmefehlers bei vier Grundstücken. 

 
Durch diese Nacherfassungen erhöht sich der Saldo der Eröffnungsbilanz von 

EUR 124.370.492,65 auf neu EUR 125.525.430,67. 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
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Betr.: Anpassung diverser Versicherungsverträge 
 
 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 5 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Die Abänderung des Gemeinderatsbeschlusses vom 14.12.2015 (TOP 18) betreffend diverse 

Versicherungsverträge für Gebäude und Sportanlagen der Stadt Wiener Neustadt und der 

Wiener Neustädter Armen- und Bürgerspitalstiftung gemäß Auflistung der AON Austria GmbH, 

Kaspar-Brunner-Straße 4, 3300 Amstetten (FN 135943t), vom 20.05.2026 wird genehmigt. 

Auf Grund der von AON durchgeführten Angebotseinholung wird empfohlen, diese Objekte 

weiterhin bei der Niederösterreichischen Versicherung AG, Neue Herrengasse 10, 3100 Sankt 

Pölten (FN 100888s), zu versichern. 

Die Gesamtjahresprämien inklusive aller Steuern werden von derzeit EUR 22.722,16 auf neu 

EUR 37.722,16 angepasst. 

Die Laufzeit beginnt am 01.07.2026 und endet mit der Hauptfälligkeit am 01.01.2037. 

Wie bei allen anderen Polizzen der Stadt wird bei Verträgen mit einer Dauer von einem Jahr 

oder länger das angegebene Ablaufdatum jeweils automatisch für ein weiteres Jahr verlängert, 

sofern keine fristgerechte Kündigung erfolgt. Bei Abänderungen des Vertrages innerhalb der 

Laufzeit verlängert sich dieser wieder um weitere 10 Jahre ab Änderung. Eine Kündigung ist 

grundsätzlich jederzeit möglich, jedoch nur unter Verlust der Dauerrabattierung. 

Bedeckung Häuser: Die Prämien werden vom Versicherer direkt an die zuständige 

Hausverwaltung vorgeschrieben. Die Hausverwaltung entrichtet die Prämien und verrechnet 

diese im Wege der Betriebskostenabrechnung an die jeweiligen Mieterinnen und Mieter weiter.  

Aus diesem Grund bedarf es keiner Bedeckung im Budget der Stadt Wiener Neustadt. 

Bedeckung Sportanlagen, Sondervorsorge:  

VAST 1/815000/670000 und VAST 1/816000/670000 EUR 2.911,00.  

Ab dem Jahr 2027 vorbehaltlich der Zustimmung durch den jeweiligen Budgetgemeinderat. 

 
 

(keine Berichterstattung) 
 

Einstimmig angenommen. 
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Betr.: 1. Bericht Kommunales Investitionsgesetz 2023 
2. Bericht Kommunales Investitionsgesetz 2025 

 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 6 

  

 
 
Dem Gemeinderat wird berichtet: 
 
 
1. Gemäß § 3 Absatz 1 des Kommunalen Investitionsgesetzes 2023 wird der Bericht vom 

05. Mai 2026 zur Kenntnis genommen. In weiterer Folge wird dieser Bericht dem Land 

Niederösterreich zur Kenntnis gebracht und auf der Homepage der Stadt Wiener Neustadt 

veröffentlicht. 

2. Gemäß § 3 Absatz 1 des Kommunalen Investitionsgesetzes 2025 wird der Bericht vom 

05. Mai 2026 zur Kenntnis genommen. In weiterer Folge wird dieser Bericht dem Land 

Niederösterreich zur Kenntnis gebracht und auf der Homepage der Stadt Wiener Neustadt 

veröffentlicht. 

 

 

 

(Tonband: GR Mag. Horvath, MBA) 

 

Einstimmig zur Kenntnis genommen. 
(bei Abwesenheit v. Zweiten Vbgm. LAbg. Mag. Dr. Spenger) 
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Betr.: Wiener Neustädter Armen- und Bürgerspitalstiftung,  
Rücklagen, Zuweisungen und Entnahmen zum 31.12.2025 

 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 7 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Auf dem Konto der Wiener Neustädter Armen- und Bürgerspitalstiftung sind zum 31.12.2025 

folgende Zuweisungen an bzw. Entnahmen aus Rücklagen vorzunehmen: 

 

1. Zuweisungen: 

Rücklage für Wohnhauserhaltung EUR 176.626,70 

Rücklage für den Stiftungszweck und 

Sicherung Stammvermögen  EUR 181.500,00 

Rücklage für Werterhaltung EUR 5.000,00 

Ausgleichsrücklage EUR 9.552,82 

Insgesamt daher EUR 372.679,52 

 

2. Entnahmen: 

Rücklage für Wohnhauserhaltung EUR 79.548,98 

Rücklage für den Stiftungszweck und  

Sicherung Stammvermögen EUR 26.971,13 

Ausgleichsrücklage EUR 0,00 

Insgesamt daher EUR 106.520,11 

 

 

 

(Tonband: GR Ing. Djedovic, M.Eng.) 

 

Einstimmig angenommen. 
(bei Abwesenheit v. Zweiten Vbgm. LAbg. Mag. Dr. Spenger; GR LAbg. Zauner) 
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Betr.: Josef Kindler-Stiftung, Rücklagen,  
Zuweisungen und Entnahmen zum 31.12.2025 

 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 8 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Auf dem Konto der Josef Kindler-Stiftung sind zum 31.12.2025 folgende Zuweisungen 

an bzw. Entnahmen aus Rücklagen vorzunehmen: 

 

1. Zuweisungen: 

Rücklage für den Stiftungszweck: 

Wiener Neustädter Armen- und Bürgerspitalstiftung EUR 450,00 

Landesklinikum Wiener Neustadt (Schmückung 

der Christbäume und weihnachtliche Dekoration) EUR 450,00 

Vorstadtkirche zum Heiligen Leopold EUR 450,00 

Stipendien und Hortbeihilfen EUR 450,00 

Ausgleichsrücklage: 

Zuführung Aufwertung Wertpapiere  EUR 559,15 

Zuführung 5 % vom Gewinn  EUR 94,17 

Insgesamt daher EUR 2.453,32 

 

2. Entnahmen: 

Ausgleichsrücklage: EUR 10,73 

Rücklage für den Stiftungszweck: 

Wiener Neustädter Armen- und Bürgerspitalstiftung EUR 0,00 

Landesklinikum Wiener Neustadt (Schmückung 

der Christbäume und weihnachtliche Dekoration) EUR 600,00 

Vorstadtkirche zum Heiligen Leopold EUR 600,00 

Stipendien und Hortbeihilfen EUR 600,00 

Insgesamt daher EUR 1.810,73 

 
 

(keine Berichterstattung) 
 

Einstimmig zur Kenntnis genommen. 
(bei Abwesenheit v. Zweiten Vbgm. LAbg. Mag. Dr. Spenger; GR LAbg. Zauner) 
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Betr.: Rechnungsabschluss 2025 der  
Stiftungen mit Rechtspersönlichkeit 

 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 9 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
I) Die Rechnungsabschlüsse der Stiftungen mit Rechtspersönlichkeit, deren Verwaltung 

dem Magistrat der Stadt Wiener Neustadt obliegt, für das Jahr 2025 (01.01. bis 

31.12.2025) mit folgenden Ergebnissen werden samt Bericht des Abschlussprüfers 

genehmigt: 

 

1a. Wiener Neustädter Armen- und Bürgerspitalstiftung 

 Ertrag EUR 726.677,59 

 Aufwand EUR 726.677,59 

 Gewinn vor Rücklagenbewegungen EUR 266.159,41 

 

1b. Der Bericht des Abschlussprüfers über die Prüfung des Rechnungsabschlusses 

2025 der Wiener Neustädter Armen- und Bürgerspitalstiftung. 

 

2. Josef Kindler-Stiftung 

 Ertrag EUR 11.155,71 

 Aufwand EUR 11.155,71 

 Gewinn vor Rücklagenbewegungen EUR 642,59  

 

II) Der Bericht über die Prüfung des Rechnungsabschlusses wird zur Kenntnis genommen. 

 

(Tonband: GR Mag. Horvath, MBA; GR DI Landbauer) 
 

Abstimmung zu Punkt I): Einstimmig angenommen. 
(bei Abwesenheit v. StR Horvath; GR Cucek; GRin Wagner, MA) 

 
Abstimmung zu Punkt II): Einstimmig zur Kenntnis genommen. 

(bei Abwesenheit v. StR Horvath; GR Cucek; GRin Wagner, MA) 
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Betr.: Bestellung eines Abschlussprüfers für die  
Wiener Neustädter Armen- und Bürgerspitalstiftung 

 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 10 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Die Bestellung der Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs-GmbH Scheicher & Partner, 

Neunkirchner Straße 17/2, 2700 Wiener Neustadt (FN 183474 s), als Abschlussprüfer des 

Rechnungsabschlusses der Wiener Neustädter Armen- und Bürgerspitalstiftung für das 

Rechnungsjahr 2026 in Entsprechung des § 13 des NÖ Landes- Stiftungs- und 

Fondsgesetzes, LGBl. 4700 i.d.g.F., wird genehmigt. 

 

Das Honorar beträgt EUR 4.250,00, excl. USt und Barauslagen, welches aus den laufenden 

Erträgen der Stiftung bedeckt wird. 

 

Das Schreiben vom 06.05.2025 der Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs-GmbH 

Scheicher & Partner, welches die Unabhängigkeitserklärung des Abschlussprüfers gemäß 

§ 270 UGB enthält, wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
(bei Abwesenheit v. StR Horvath; GR Cucek; GRin Wagner, MA) 
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Betr.: Wiener Neustädter Armen- und Bürgerspitalstiftung - 
Richtlinien für Unterstützungsleistungen  

 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 11 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Gemäß § 3 Abs. 2 der Stiftungssatzung der Wiener Neustädter Armen- und 

Bürgerspitalstiftung in Verbindung mit § 3 Abs. 1 und § 8 werden folgende Richtlinien für 

Unterstützungsleistungen festgelegt: 

 

1) Bedürftigkeit 

Bedürftigkeit ist dann gegeben, wenn das Haushaltseinkommen des Bewerbers / der 

Bewerberin die nach den geltenden Bestimmungen über die Befreiung vom ORF-Beitrag 

festgelegten Einkommensgrenzen nicht überschreitet. 

 

Regelung über Geldleistungen: 

für Erwachsene   maximal EUR      500,00 / Jahr 

für Kinder    maximal EUR      200,00 / Jahr 

Mehrpersonenhaushalt  maximal EUR   1.600,00 / Jahr 

 

Diese Grenzen dürfen in Ausnahmefällen durch die zuständigen Stadträte für die Agenden 

Stiftungen und Soziales in vorheriger Absprache überschritten werden. 

 

2) Nachmittagsbetreuung Europaschule (Ganztagsschule) 

Bedürftigen Schulkindern der Europaschule kann eine Bestätigung ausgestellt werden, dass 

Kosten für die Nachmittagsbetreuung bis max. EUR 790,-- pro Schuljahr übernommen werden, 

vorausgesetzt das Schulkind besucht täglich (5 Tage/Schulwoche) die Nachmittagsbetreuung 

bis zum Ende des Schultages. Die Abrechnung erfolgt direkt mit dem GB IV/1 – Schulen und 

Kindergärten. 

 

3) Notfälle 

Darunter wird die finanzielle Unterstützung aufgrund eines unverschuldeten 

Elementarereignisses (z. B. Unwetterkatastrophe, Wohnungsbrand, etc.) verstanden.  

Ebenso umfasst sind soziale Härtefälle bei alten oder kranken Menschen sowie Menschen mit 

besonderen Bedürfnissen. 
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Ebenso umfasst sind soziale Härtefälle aufgrund von Alter, Krankheit oder Behinderung sowie 

häuslicher Gewalt (z. B. Betroffene in Betreuung durch das Gewaltschutzzentrum). 

 

Es gilt das Subsidaritätsprinzip und vorrangig erfolgt die Unterstützung in Form von 

Sachleistungen. 

 

In diesen Einzelfällen kann auch Unterstützung erfolgen, wenn das Haushaltseinkommen über 

der Befreiungsgrenze vom ORF-Beitrag liegt und für die Betroffenen die Aufbringung der durch 

den Not- oder Unglücksfall entstandenen Kosten einen unzumutbaren Härtefall darstellt. 

Jeder Einzelfall bedarf der Genehmigung der zuständigen Stadträte für die Agenden 

Stiftungen und Soziales und ist mit EUR 10.000,00 begrenzt.  

 

Die Administration der Ausschüttungen erfolgt über den GBIV/2 Sozialservice. 

Die Mittelvergabe erfolgt chronologisch in der Reihenfolge des Eintreffens der Ansuchen und 

nach Maßgabe der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Wiener Neustädter Armen- und 

Bürgerspitalstiftung. Auf die Zuerkennung besteht kein Rechtsanspruch.  

 

Für die Unterstützungsleistungen gemäß dieser Richtlinie wird in den Jahren 2026 und 2027 

jeweils ein Richtwert von EUR 150.000,00 angestrebt, wobei die Mittel für Punkt 2 schulische 

Nachmittagsbetreuung mit EUR 65.000,00 pro Jahr gedeckelt sind. Der Restbetrag steht für 

die unter Punkt 1 und 3 genannten Zwecke zur Verfügung. 

 

Diese Richtlinie tritt mit 01.07.2026 in Kraft und mit 31.12.2027 außer Kraft. Zur 

Beschlussfassung für Richtlinien ab dem Jahr 2028 ist dem Gemeinderat bis spätestens 

September 2027 ein Antrag vorzulegen. 

 

Damit tritt der Gemeinderatsbeschluss vom 05.05.2025 (TOP 4) außer Kraft.  

 

 

 

(Tonband: StRin Bugnar; StRin Prünster (Abänderungsantrag siehe Seite 20)) 

 

Abänderungsantrag: Einstimmig angenommen. 
(bei Abwesenheit v. GR Mag. Stocker) 
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Anlässlich der Behandlung des Tagesordnungspunktes 11, betr. Wiener Neustädter Armen- 

und Bürgerspitalstiftung – Richtlinien für Unterstützungsleistungen, stellt Frau Stadträtin Selina   

P r ü n s t e r   folgenden   A b ä n d e r u n g s a n t r a g : 

 
„[…] und ich einen Abänderungsantrag dazu stellen kann, der hoffentlich die breite 

Zustimmung hier im Gemeinderat finden wird. Zwei kleine Punkte möchte ich nur noch 

anmerken, und zwar unter Punkt 1) ist ein Rechtschreibfehler bei Bedürfigkeit, hier fehlt ein ‚t‘, 

nur um das zu korrigieren. Und was ich mir grundsätzlich wünsche ist, dass man diesmal die 

Satzung nochmal genauer anschaut, weil da auch sprachlich nachgerüstet werden soll. Weil 

da immer noch von ‚Menschen mit besonderen Bedürfnissen‘ gesprochen wird, das ist nicht 

mehr State of the Art. Wir können wirklich auch ‚Menschen mit Behinderungen‘ 

hineinschreiben. Das wäre schön, wenn man das einmal anfasst.  

Und somit komme ich jetzt zu meinem Abänderungsantrag betreffend Abschnitt 3) Notfälle: 

‚Der Gemeinderat möge beschließen, den folgenden Satz: ‚Ebenso umfasst sind soziale 

Härtefälle bei alten oder kranken Menschen sowie Menschen mit besonderen Bedürfnissen.‘ 

durch folgende Formulierung zu ersetzen: 

‚Ebenso umfasst sind soziale Härtefälle aufgrund von Alter, Krankheit oder Behinderung sowie 

häuslicher Gewalt (z. B. Betroffene in Betreuung durch das Gewaltschutzzentrum).‘ […] 
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Betr.: PlusCard  
Anspruchsvoraussetzungen und Leistungen 

 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 12 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Bei den Vergünstigungen der PlusCard gibt es ab 01.09.2026 folgende Änderungen bzw. neue 

Angebote: 

 

• 50 % Ermäßigung für 3 Kurse der Volkshochschule/pro Semester 

• Max. EUR 790,--/Jahr finanzielle Unterstützung für die Nachmittagsbetreuung in der 

Ganztagsschule Europaschule. Anspruchsberechtigt sind jene Schulkinder, welche keine 

Förderung im Rahmen der Ausschüttung der Armen- und Bürgerspitalstiftung erhalten 

können, aber im Besitz einer gültigen PlusCard sind. Vorausgesetzt das Schulkind 

besucht täglich (5 Tage/Schulwoche) die Nachmittagsbetreuung bis zum Ende des 

Schultags. 

 

Seitens des GB IV/2 wird der entstandene Einkommensverlust den Dienststellen der Stadt und 

den Gesellschaften refundiert.  

 

Hiermit wird der Gemeinderatsbeschluss vom 15.12.2025 (TOP 15) abgeändert bzw. ergänzt. 

Alle übrigen Punkte bleiben unberührt. 

 

Bedeckung: VAST 1/4290/7682 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
(bei Abwesenheit v. GR Mag. Stocker) 
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Betr.: Aktion Schulbedarf (PlusCard) 
 
 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 13 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Im Rahmen des Projektes PlusCard soll folgende Unterstützung gewährt werden: 

 

Eltern bekommen für jedes ihrer Schulkinder einen Betrag in der Höhe von EUR 100,-- 110,-- 

für den Schulbedarf ihres Kindes.  

Für die Unterstützung Schulbedarf werden im Jahr 2026 max. EUR 60.000,-- aufgewendet. 

 

 

Bedeckung: VAST 1/4290/7682 

 

 

 

(Tonband: StR LAbg. Gerstenmayer (Abänderungsantrag siehe Seite 23)) 

 

Abänderungsantrag: Einstimmig angenommen. 
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Anlässlich der Behandlung des Tagesordnungspunktes 13, betr. Aktion Schulbedarf 

(PlusCard), stellt Herr Stadtrat LAbg. Philipp   G e r s t e n m a y e r   folgenden   

A b ä n d e r u n g s a n t r a g : 

 
„[…] darf ich hier gleich einen Abänderungsantrag einbringen. Der Text bleibt quasi gleich, 

aber ich darf hier einbringen, dass die Höhe auf 110,-- Euro für jedes Schulkind geändert wird. 

Und ich bitte um Annahme des Antrages.“ 
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Betr.: Beauftragung der Lieferung von 
Verpflegungsleistungen für die Seniorenklubs 

 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 14 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Die Beauftragung der Lieferung von Verpflegungsleistungen für die Seniorenklubs für 4 Jahre 

an die GW Wiener Neustadt Integrative Betriebe GmbH, FN 115870y, 2700 Wiener Neustadt, 

Waldschulgasse 7, wird Wege eines Vergabeverfahrens mit vorheriger Bekanntmachung gem. 

§ 31 Bundesvergabegesetz 2018 zum Gesamtbetrag von EUR 249.182,93 inkl. USt 

(EUR 207.652,44 exkl. USt.), genehmigt. 

 

 

Bedeckung: VAST 1/4220/4300 

Für die Folgejahre vorbehaltlich der Beschlussfassung im Budgetgemeinderat 

 

 

 

(Tonband: StR LAbg. Gerstenmayer) 

 

Einstimmig angenommen. 
(bei Abwesenheit v. GRin Fruhmann, MSc 
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Betr.: Beauftragung der Lieferung von  
Verpflegungsleistungen für die  
öffentlichen Kindergärten und Schulen 

 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 15 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Die Beauftragung der Lieferung von Verpflegungsleistungen für öffentliche Kindergärten und 

Schulen für 4 Jahre an die GW Wiener Neustadt Integrative Betriebe GmbH, FN 115870y, 

Waldschulgasse 7, 2700 Wiener Neustadt, wird im Zuge eines Vergabeverfahrens mit 

vorheriger Bekanntmachung gem. § 31 Bundesvergabegesetz 2018 zum Gesamtbetrag von 

EUR 4.005.852,10 inkl. USt (EUR 3.338.210,08 exkl. USt) genehmigt. 

 

 

Bedeckung: VAST 1/2400/430400 

In den Folgejahren vorbehaltlich der Beschlussfassung im Budgetgemeinderat. 

 

 

 

(Tonband: Zweiter Vbgm. LAbg. Mag. Dr. Spenger; StRin Prünster) 

 

Einstimmig angenommen. 
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Betr.: Josef Matthias Hauer-Musikschule  
der Stadt Wiener Neustadt 
Schulgeld und sonstige Tarife ab dem Schuljahr 2026/27  

 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 16 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Ab dem Schuljahr 2026/27 werden das Schulgeld für den Unterricht an der Josef Matthias 

Hauer-Musikschule der Stadt Wiener Neustadt am Hauptstandort in Wiener Neustadt bzw. am 

Filialstandort in Bad Fischau-Brunn und Weikersdorf am Steinfelde wie auch sonstige Tarife 

wie folgt festgelegt: 

 

 Schüler aus Wiener 
Neustadt, Bad Fischau-
Brunn, Weikersdorf am 

Steinfelde 

Auswärtige Schüler 

Kinder/Jugendliche Einzelunterricht 
50 Minuten 

EUR 890,00 EUR 2.430,00 

Kinder/Jugendliche Einzelunterricht 
40 Minuten 

EUR 710,00 EUR 1.944,00 

Kinder/Jugendliche Einzelunterricht 
25 Minuten 

EUR 445,00 EUR 1.215,00 

Erwachsene Einzelunterricht 
50 Minuten 

EUR 1.710,00 EUR 2.650,00 

Erwachsene Einzelunterricht 
40 Minuten 

EUR 1.382,00 EUR 2.120,00 

Erwachsene Einzelunterricht 
25 Minuten 

EUR 855,00 EUR 1.325,00 

Musikalische Früherziehung EUR 240,00 EUR 320,00 

Kinder/Jugendliche 
Ergänzungsfach (ohne Hauptfach) 

EUR 240,00 EUR 320,00 

Erwachsene 
Ergänzungsfach (ohne Hauptfach) 

EUR 440,00 EUR 640,00 

 

Auswärtigen SchülerInnen der Musikmittelschule Wiener Neustadt und des Musik- oder 

Instrumentalzweiges des Bundesoberstufenrealgymnasiums Wiener Neustadt (BORG) wird 

beim Besuch der Josef Matthias Hauer-Musikschule der Stadt Wiener Neustadt am 

Hauptstandort in Wiener Neustadt jener Tarif verrechnet, welcher von SchülerInnen aus 

Wiener Neustadt, Bad Fischau-Brunn oder Weikersdorf am Steinfelde zu zahlen wäre.  
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Für auswärtige SchülerInnen der Musikschule, welche bereits im Schuljahr 2025/26 in der 

Josef Matthias Hauer-Musikschule der Stadt Wiener Neustadt am Hauptstandort in Wiener 

Neustadt unterrichtet wurden, gelten folgende Schulgelder: 

 

 

 

Ab dem vollendeten 24. Lebensjahr (Stichtag 31.10. des jeweiligen Schuljahres) gilt das 

Erwachsenen-Schulgeld. 

Die Einschreibgebühr beträgt EUR 40,00. 

Für Leihinstrumente wird eine Gebühr von EUR 11,00/Monat festgelegt bzw. bei teureren 

Instrumenten beträgt diese EUR 24,00/Monat. 

Alle genannten Tarife werden wertgesichert. 

 

Als Maßstab für die Berechnung von Schwankungen ist der von der Statistik Österreich 

verlautbarte Verbraucherpreisindex 2020 (VPI 2020) heranzuziehen. Die Beträge erhöhen 

oder vermindern sich jährlich entsprechend den Änderungen des Verbraucherpreisindex 2020, 

wobei als Ausgangsbasis die für September 2026 verlautbarte Indexzahl gilt. Die 

Wertsicherung der genannten Beträge erfolgt einmal jährlich zu Beginn des neuen Schuljahres 

unter Heranziehung der für April veröffentlichten Indexzahl. Im Falle einer Änderung des 

Betrages ist auf volle Euro auf- oder abzurunden, außer der neue Betrag ergibt exakt den 

Mittelwert (zB. EUR 220,50). Sollte der Verbraucherpreisindex 2020 nicht mehr veröffentlicht  

 Auswärtige Schüler 

Kinder/Jugendliche Einzelunterricht 
50 Minuten 

EUR 1.100,00 

Kinder/Jugendliche Einzelunterricht 
40 Minuten 

EUR 880,00 

Kinder/Jugendliche Einzelunterricht 
25 Minuten 

EUR 550,00 

Erwachsene Einzelunterricht 
50 Minuten 

EUR 2.100,00 

Erwachsene Einzelunterricht 
40 Minuten 

EUR 1.680,00 

Erwachsene Einzelunterricht 
25 Minuten 

EUR 1.050,00 

Musikalische Früherziehung EUR 320,00 

Kinder/Jugendliche 
Ergänzungsfach (ohne Hauptfach) 

EUR 320,00 

Erwachsene 
Ergänzungsfach (ohne Hauptfach) 

EUR 500,00 
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werden, ist der an dessen Stelle tretende Index heranzuziehen, in Ermangelung eines solchen 

Index jener, der nach gleichen oder ähnlichen Grundsätzen wie der Verbraucherpreisindex 

2020 bzw. dessen Nachfolgeindex gestaltet wird.  

 

Damit tritt der Gemeinderatsbeschluss vom 16.05.2022 (TOP 6) außer Kraft.  

 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
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Betr.: Verordnung über die Änderung  
des Bebauungsplanes 2009 der  
Stadt Wiener Neustadt – Neudarstellung 2026/2 

 
 
 

 
Punkt: 
 17 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe folgende  
 

Verordnung 

§ 1 

Auf Grund des § 34 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. 3/2015 in der derzeit 

geltenden Fassung wird der „Bebauungsplan 2009“ der Stadt Wiener Neustadt im Bereich des 

Planblattes 7530-12 insofern abgeändert, als dass für Teile der Grundstücke Nr. .1068/1 und 

.1068/4 (Widmung Bauland Betriebsgebiet), anstelle der höchstzulässigen Gebäudehöhe von 

11 m die höchstzulässige Gebäudehöhe von 14 m sowie die offene Bebauungsweise 

ausgewiesen wird. 

§ 2 

Die Plandarstellung des Magistrats der Stadt Wiener Neustadt, Magistratsdirektion – 

Stabsstelle Stadtentwicklung, Verkehr, Umwelt, Klima und Energie - Fachverantwortung 

Stadtentwicklung vom 30.03.2026 mit der Bezeichnung „Bebauungsplan 2009, Neudarstellung 

2026/2, Blatt 7530-12“, welche gem. § 5 Abs. 3 der Verordnung über die Ausführung des 

Bebauungsplanes LGBl. 8200/1-3 als Neufassung ausgeführt ist, weicht von der bisherigen 

Fassung ab.  

§ 3 

Die Bebauungsvorschriften und die Plandarstellung, welche mit einem Hinweis auf diese 

Verordnung versehen sind, liegen im Magistrat der Stadt Wiener Neustadt, Magistratsdirektion 

– Stabsstelle Stadtentwicklung, Verkehr, Umwelt, Klima und Energie - Fachverantwortung 

Stadtentwicklung, Neues Rathaus, Neuklosterplatz 1, 3. Stock, Tür 311, während der 

Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung gemäß § 50 Abs. 1 des NÖ 

Stadtrechtsorganisationsgesetzes 1999, LGBl. 1026 in der derzeit geltenden Fassung mit dem 

auf den Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 
(keine Berichterstattung) 

 
Einstimmig angenommen. 
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Betr.: Verordnung über die Änderung  
des Bebauungsplanes 2009  
der Stadt Wiener Neustadt – Neudarstellung 2024/2b 

 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 18 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe nach Erörterung der eingelangten Stellungnahmen folgende  

 

Verordnung 

§ 1 

Auf Grund des § 34 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. 3/2015 in der derzeit 
geltenden Fassung wird der Bebauungsplan 2009 der Stadt Wiener Neustadt abgeändert und 
neu dargestellt (Neudarstellung 2024/2b). 

§ 2 

Die Festlegung der Einzelheiten der Bebauung und Aufschließung der Grundflächen ist dieser 
Verordnung und der vom Magistrat der Stadt Wiener Neustadt, Magistratsdirektion – 
Stabsstelle Stadtentwicklung, Verkehr, Umwelt, Klima und Energie, Fachverantwortung 
Stadtentwicklung am 15.06.2026 verfassten und mit einem Hinweis auf diese Verordnung 
versehenen Plandarstellung, welche gemäß Verordnung über die Ausführung des 
Bebauungsplanes, LGBl. 8200/1-3, § 5 Abs. 3 in der derzeit geltenden Fassung, als 
Neufassung ausgeführt wird, zu entnehmen. 

§ 3 

Bebauungsvorschriften 

Zudem werden gemäß § 30 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 in der derzeit geltenden 
Fassung nachstehende Bebauungsvorschriften abgeändert (kursive Darstellung) und 
ganzheitlich neu gefasst.  

(1) Sonderbebauungsweisen  
(Hinweis: auf die Übergangsbestimmungen des § 53 Abs. 12 des NÖ ROGs in der derzeit 
geltenden Fassung achten) 

a3 .......Der seitliche und hintere Bauwich kann bis zu einem Ausmaß von 3,0 m bzw. bis 
auf die festgelegten Baufluchtlinien reduziert werden, wenn der freie Lichteinfall 
unter 45° auf die Hauptfenster zulässiger Gebäude auf den Nachbarbauplätzen 
gewährleistet ist und keine hygienischen oder brandschutztechnischen Bedenken 
bestehen.  

k* ........Die Hauptgebäude sind zur Gänze an einer (1) gemeinsamen seitlichen 
Grundstücksgrenze aneinander anzubauen. Im Abstand der halben 
Hauptgebäudehöhe sind Nebengebäude an der anderen seitlichen 
Grundstücksgrenze zulässig. Werden hier keine Nebengebäude errichtet, ist dieser 
Abstand von Gebäuden freizuhalten.  
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ok* ......Bei Errichtung eines Hauptgebäudes auf einem Bauplatz sind zu den seitlichen 
Grundstücksgrenzen Abstände in halber Gebäudehöhe einzuhalten oder die 
Hauptgebäude sind an einer (1) gemeinsamen seitlichen Grundstücksgrenze 
aneinander zu bauen. Die Abstände zu den seitlichen Grundgrenzen müssen 
jedoch mindestens 3,0 m betragen. In diesen Abständen sind Nebengebäude an 
einer (1) seitlichen Grundstücksgrenze zulässig. Werden hier keine Nebengebäude 
errichtet, ist dieser Abstand von Gebäuden freizuhalten. 

(2) Sonderbebauungshöhen  

pr ........Die in der Plandarstellung in Lage und Neigung definierte Ebene zur 
Höhenbegrenzung darf mit keinem Bauteil überragt werden. 

I(7.5) ...Die Gebäude sind in der Bauklasse I zu errichten. Gebäude mit Pult- oder 
Flachdach oder Gebäude mit einem zurückgesetzten Geschoß sind bis höchstens 
7,5 m Gebäudehöhe zulässig. Untergeordnete Bauteile wie z. B. Solaranlagen, 
Rauchfänge, sind von dieser Bestimmung ausgenommen. 

h2 .......Die Fassaden- und Gesimshöhe des Bestandes mit Stichtag 01.01.2009 ist 
beizubehalten. Hofseitige vom öffentlichen Raum nicht einsehbare Zubauten sind 
möglich, sofern keine Störung der Schutzzone verursacht wird.  

h3 .......Die Fassaden- und Gesimshöhe wird durch die höchste Fassaden- und 
Gesimshöhe seitlich angrenzender Objekte der Schutzzone mit Kategorie 1-3 
(Stichtag 01.01.2009) begrenzt. In dem Fall, dass an einer seitlichen Grundgrenze 
die Schutzzone 1-3 und an der anderen Seite die Schutzzone 4 angrenzt, kann, 
zur Vermeidung großflächiger Feuermauern, auf einer Länge von max. 2/3 der 
gesamten Gebäudefront die Gebäudehöhe entsprechend der angrenzenden Höhe 
in der Schutzzone 4 angehoben werden. Bei Eckparzellen hat die Höhenabstufung 
in Abhängigkeit mit der Straßenbreite vor den Eckbereichen zu erfolgen. Grenzen 
nur Objekte der Schutzzonenkategorie 4 an, haben sich vertikale Zubauten diesen 
Gebäudehöhen unterzuordnen. Hofseitige, vom öffentlichen Raum nicht 
einsehbare Zubauten sind möglich, sofern keine Störung der Schutzzone 
verursacht wird. 

Höhe* .Die in der Plandarstellung definierte Höhenfestsetzung darf mit Ausnahme von 
untergeordneten Bauteilen und technischen Aufbauten (z. B. Schornsteine, 
Lüftungsanlagen usw.) mit keinem raumbildenden Bauteil überragt werden. 

Höhe** Die in der Plandarstellung definierte Höhenfestsetzung darf, mit Ausnahme von 
untergeordneten Bauteilen und technischen Aufbauten (z. B. Schornsteine, 
Lüftungsanlagen usw.), mit keinem raumbildenden Bauteil um mehr als 3 Meter 
überragt werden. 

+282 ...Die Gebäudehöhe wird durch die absolute Höhe über Adria (z. B. 282 m) begrenzt. 

(3) Sonderbebauungsdichte 

40* ......Das Verhältnis der mit Gebäuden bebaubaren Teilfläche zur Gesamtfläche des 
Bauplatzes kann ab einer Höhe von + 265 Meter über Adria bis zu 40 % und 
darunter bis zu 100 % Bebauungsdichte betragen.   

40** ....Das Verhältnis der mit Gebäuden bebaubaren Teilfläche zur Gesamtfläche des 
Bauplatzes kann ab einer Höhe von + 265 Meter über Adria bis zu 40 % und 
darunter bis zu 80 % Bebauungsdichte betragen.   
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(4) Einfriedungen 

Allgemeine Einfriedungsbestimmungen ohne Plansignatur  

• Bei Kfz-Abstellanlagen sind grundsätzlich an der Straßenfluchtlinie und bis zu 
einer Tiefe von 5,0 m ausschließlich automatisch betriebene Toranlagen 
zulässig. 

• Im Wohnbauland sind pro Bauplatz Ein- und Ausfahrtsbereiche zu Pkw-
Stellplatzanlagen mit max. 7,5 m Breite zulässig. Für jede weitere angefangene 
30 m Straßenfluchtlinie sind weitere max. 7,5 m breite Ein- und 
Ausfahrtsbereiche zu Pkw-Stellplatzanlagen möglich. Ausgenommen von 
dieser Regelung sind Ein- und Ausfahrten zu Tiefgaragen sowie zu 
Gewerbenutzungen. 

• Ist gemäß Bebauungsplan nicht an die Straßenfluchtlinie anzubauen (keine 
Anbauverpflichtung), sind - sofern nichts anderes festgelegt ist - Einfriedungen 
im Bauland Wohngebiet mit Gebäudehöhenbeschränkungen bis zu 8,0 m 
grundsätzlich durchsichtig mit einem Sockel von höchstens 60 cm und einer 
Gesamthöhe bis zu 180 cm herzustellen. Wenn die Einfriedungen blickdicht 
ausgeführt werden, ist in jedem Fall eine Gliederung in Sockel und Zaunfelder 
in Hinblick auf das Ortsbild erforderlich. 

• Ist gemäß Bebauungsplan an die Straßenfluchtlinie anzubauen 
(Anbauverpflichtung), können – sofern nichts anderes festgelegt ist - 
Einfriedungen im Bauland Wohngebiet mit Gebäudehöhenbeschränkungen bis 
zu 8,0 m auch undurchsichtig und bis zu 200 cm Gesamthöhe hergestellt 
werden. 

• Entlang von Verkehrsstraßen nach dem Verkehrsstraßennetz (siehe Anhang) 
sind pro Grundstück oder pro Wohneinheit Einfriedungen bis zu einer Länge 
von höchstens 15,0 m undurchsichtig und in einer Gesamthöhe bis zu 200 cm 
zulässig. Wenn die Einfriedungen blickdicht ausgeführt werden, ist in jedem Fall 
eine Gliederung in Sockel und Zaunfelder in Hinblick auf das Ortsbild 
erforderlich. 

Besondere Einfriedungsbestimmungen mit Plansignatur „E..“ 

E01 .....In Bereichen mit Einfriedungsgebot sind undurchsichtige Einfriedungen mit Höhe 
von mindestens 150 cm herzustellen.  

E02 .....Sofern nichts anderes festgelegt ist, sind Einfriedungen durchsichtig bzw. 
undurchsichtig mit einer Gesamthöhe bis zu 200 cm zulässig.  

E03 .....Sofern nichts anderes festgelegt ist, sind Einfriedungen grundsätzlich durchsichtig 
mit einem Sockel von höchstens 60 cm und einer Gesamthöhe bis zu 180 cm 
herzustellen. Wenn die Einfriedungen blickdicht ausgeführt werden, ist in jedem 
Fall eine Gliederung in Sockel und Zaunfelder in Hinblick auf das Ortsbild 
erforderlich. 

E05 .....In Bereichen mit Einfriedungsgebot sind historische Einfriedungsmauern 
(Akademiemauer, Zeiselmauer) zu erhalten. 

E06 .....Einfriedungen sind durchsichtig mit einem Sockel von höchstens 60 cm und einer 
Gesamthöhe bis zu 200 cm herzustellen. Pro Liegenschaft kann die Einfriedung bis 
zu einer Länge von höchstens 15,0 m auch undurchsichtig ausgestaltet werden. 
Wenn die Einfriedungen blickdicht ausgeführt werden, ist in jedem Fall eine 
Gliederung in Sockel und Zaunfelder in Hinblick auf das Ortsbild erforderlich.  
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E08 .....Sofern nichts anderes festgelegt ist, sind Einfriedungen grundsätzlich durchsichtig 
mit einem Sockel von höchstens 60 cm und einer Gesamthöhe bis zu 200 cm 
herzustellen. Wenn die Einfriedungen blickdicht ausgeführt werden, ist in jedem 
Fall eine Gliederung in Sockel und Zaunfelder in Hinblick auf das Ortsbild 
erforderlich. 

(5) Freiflächen 

Allgemeine Festsetzungen zu Freiflächen ohne Plansignatur 

• Im Wohnbauland, außerhalb der Schutzzone, müssen 10 % des Bauplatzes 
unversiegelt und ohne unterirdische Bauwerke bleiben. 

• Sofern im Bebauungsplan keine besondere Festsetzung zu Freiflächen 
verordnet ist, sind im Wohnbauland, außerhalb der Schutzzone, unbebaute 
Flächen eines Bauplatzes zu einem überwiegenden Teil (mehr als 50 %) 
gärtnerisch zu gestalten. 

• Bei 5 bis zu 20 Wohneinheiten sind verpflichtend 2 Bäume, bei 21-50 
Wohneinheiten sind 6 Bäume und bei 51-100 Wohneinheiten sind 15 Bäume 
auf den betreffenden Grundstück(en) zu pflanzen. Für jede weiteren 
angefangenen 100 Wohneinheiten sind zusätzlich 20 Bäume zu pflanzen. Die 
Neupflanzungen entsprechen dabei den Regelungen zu Ersatzpflanzungen der 
Baumschutzverordnung und sind daher aufgrund dieser Bestimmungen 
geschützt. 

• Im Geschoßwohnbau ab 50 Wohneinheiten, außerhalb der Schutzzone, sind 
auf unbebauten Flächen eines Bauplatzes, im Ausmaß von 1 m² je 
Wohneinheit, Gemeinschaftsgärten in freier Gestaltungsform im Sinne von 
„Urban Gardening“ herzustellen. Falls nicht ausreichend Freifläche gegeben ist, 
können die Gemeinschaftsgärten auch auf allgemein zugänglichen 
Flachdächern in Form von Hochbeeten nachgewiesen werden. 

• Im Bauland Wohngebiet wird für Geschoßwohnbauten ab dem Stichtag 
01.10.2024 mit einer Gebäudehöhenfestlegung von bis zu 8 m bzw. Bauklasse 
I,II festgelegt, dass pro Wohneinheit mindestens 80 m² unbebaute Fläche 
nachgewiesen werden müssen. Sieht darüber hinaus der Bebauungsplan eine 
geschlossene Bebauungsweise vor, darf auf Eckbauplätzen dieser Wert pro 
Wohneinheit bis zu 50 % unterschritten werden. Von dieser Bestimmung 
ausgenommen sind Bauvorhaben, deren Qualitäten in einem 
Raumordnungsvertrag gem. § 17 NÖ ROG 2014 idgF. abgesichert sind. 

Unter gärtnerisch zu gestaltender Fläche werden die unbebauten Flächen eines 
Bauplatzes verstanden, die nicht PKW Abstell- und Rangierflächen, Ein- und Ausfahrten, 
Terrassen, bauliche Anlagen und sonstige versiegelte Flächen sind. Diese gärtnerisch 
gestalteten Flächen müssen entsprechend zur Gänze versickerungsfähig bzw. 
unversiegelt ausgeführt werden. 

Besondere Festsetzungen zu Freiflächen mit Plansignatur „F..“ 

F1 .......Freifläche (ohne nähere Gestaltungsvorschrift). 

F2 .......Die Fläche ist gärtnerisch zu gestalten.  

F3 .......Die Fläche ist von jeglichen Bauwerken, mit Ausnahme von Einfriedungen, 
freizuhalten. 

F4 .......Die Fläche ist als Durchgang (Verbindung) zwischen den östlich und westlich 
gelegenen öffentlichen Verkehrsflächen auszugestalten. Der mittlere Abschnitt ist 
mit heimischen Gehölzen alleeartig zu bepflanzen. 
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F5 .......Auf den mit F5 bezeichneten Flächen ist ein Durchgang (Verbindung) mit einer 
Mindestbreite von 2,0 m auszugestalten.  

F6 .......Die mit F6 bezeichneten Flächen sind zur Gänze als Durchgang auszugestalten. 

F7 .......Die unbebauten Flächen eines Bauplatzes sind zu einem überwiegenden Teil 
(mehr als 50 %) gärtnerisch zu gestalten. 

F8 .......Die auf der Fläche vorhandene Vegetation (Baumbestand) ist zur Wahrung des 
Orts- und Landschaftsbildes zu erhalten. 

F9 .......Die Fläche ist parkähnlich zu gestalten. 

F10 .....In mit F10 gekennzeichneten Bereichen ist der vordere Bauwich gärtnerisch zu 
gestalten und ökologisch zu erhalten. Dieser ist mit heimischem Gehölz zu 
bepflanzen und mit sonstigen ökologischen Maßnahmen ansprechend 
auszugestalten. 

F% ......10 Prozent der Gesamtfläche sind gärtnerisch auszugestalten. Sofern der 
rechtmäßig bewilligte Baubestand dem Prozentausmaß nicht entspricht, kann das 
fehlende Flächenausmaß auch durch begrünte Dächer nachgewiesen werden. 

(6) Kfz-Abstellanlagen 

Allgemeine Festsetzungen zu Kfz-Abstellanlagen ohne Plansignatur 

• Im Wohnbauland wird für Geschoßwohnbauten die höchstens zulässige Anzahl von 
oberirdischen PKW-Abstellplätzen (außerhalb von Gebäuden) mit 10 Stellplätzen je 
Bauplatz festgelegt. 

Für die Berechnung der Anzahl der Stellplätze für Kraftfahrzeuge gilt neben den 
Bestimmungen der NÖ Bautechnikverordnung folgende Richtlinie für den 
Geschoßwohnbau:  

• Die Anzahl der zu errichtenden Stellplätze für Kraftfahrzeuge für Wohneinheiten wird 
für je angefangene 50 m² Wohnnutzfläche mit 1,0 festgesetzt. Die Wohnnutzfläche 
wird definiert durch die Nutzfläche innerhalb einer Wohnung samt Sanitärflächen, 
Vorräumen und Loggien.  

Durch folgende Kriterien kann es zu einer Erhöhung des Faktors um 0,25 der 
erforderlichen Stellplätze für Kraftfahrzeuge führen: 

• Dezentrale Lage, örtliche Gegebenheiten bzw. räumliche Differenzierung, z. B. 
ungünstige Anbindung an den öffentlichen Verkehr (ÖV Güteklasse E-G bzw. 
außerhalb der Zentrumszone). 

• Fehlendes Stellplatzangebot für Kraftfahrzeuge in der unmittelbaren Umgebung. 

• Nutzungsart (wenn für die Nutzung ein erhöhter Bedarf an erforderlichen Stellplätzen 
für Kraftfahrzeuge zu erwarten ist). 

• Bei hoher Dichte (> 50 % Bebauungsdichte bzw. bei einer GFZ >1,25). 

Durch folgende Kriterien kann es zu einer Verringerung des Faktors um 0,25 (mit 
Ausnahme von der Reduktion für Car-Sharing-Autos) der erforderlichen Stellplätze für 
Kraftfahrzeuge führen: 

• Lagegunst, örtliche Gegebenheiten bzw. räumliche Differenzierung, z. B.  günstige 
Anbindung an den öffentlichen Verkehr (ÖV Güteklasse A-C bzw. innerhalb der 
Zentrumszone). 

• Vorhandenes Stellplatzangebot für Kraftfahrzeuge in der unmittelbaren Umgebung. 
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• Nutzungsart (wenn die Nutzung einen geringeren Stellplatzbedarf für Kraftfahrzeuge 
erwarten lässt). 

• In einem 750 Meter Einzugsbereich zum Hauptbahnhof (siehe Anhang) kann eine 
nochmalige Reduzierung der erforderlichen Stellplätze für Kraftfahrzeuge um den 
Faktor 0,25 erfolgen. 

Je Car-Sharing-Auto (vertraglicher Nachweis erforderlich) kann für max. 50 
Wohneinheiten die Anzahl der zu errichtenden Stellplätze für Kraftfahrzeuge mit 1,0 je 
Wohneinheit festgesetzt werden.  

Im Fall einer einmaligen Verringerung der erforderlichen Stellplätze für Kraftfahrzeuge, 
ist die Anzahl der zu errichtenden Fahrradabstellplätze für die Gesamtanzahl der 
Wohneinheiten zu verdoppeln. 

Bei einer nochmaligen Reduzierung der Kfz-Stellplätze sind weitere zusätzliche 
Fahrradabstellplätze zu errichten. Die Anzahl der bei der zweiten Reduktion gegenüber 
der ersten Reduktion eingesparten Kfz-Stellplätze sind als zusätzliche 
Fahrradabstellplätze nachzuweisen. 

Alle anderen Nutzungen sind grundsätzlich nach § 11 NÖ BTV 2014 zu berechnen und 
können ebenfalls einer einfachen Verringerung um den Faktor 0,25 zugeführt werden. 

Die Erhebung der erforderlichen Stellplätze für Kraftfahrzeuge bzw. für Fahrräder hat 
anhand dieser oben beschriebenen Kriterien durch den Bauwerber mittels einer 
Stellplatzberechnung inkl. einer Stellplatzerhebung zu erfolgen. 

Besondere Festsetzungen zu Kfz-Abstellanlagen mit Plansignatur „K..“ 

K03 .. Die Anzahl der zu errichtenden Stellplätze für Personenkraftwagen wird je 
Wohneinheit mit min. 1,5 und max. 2,0 festgesetzt. Die Pflichtstellplätze sind 
grundsätzlich, mit Ausnahme von öffentlichen Einrichtungen/Nutzungen, in 
Gebäuden (unterirdisch) zu situieren, ausgenommen auf Verkehrsflächen. Bei 
Verringerung der Anzahl der zu errichtenden Stellplätze durch Car-Sharing-Autos 
(vertraglicher Nachweis erforderlich) darf die Bestimmung jedoch nur für max. 50 % 
der geplanten Wohneinheiten angewendet werden. Für die verbleibenden 50 % der 
geplanten Wohneinheiten gilt weiterhin die besondere Festsetzung zu Kfz-
Abstellanlagen. 

Im Fall einer einmaligen Verringerung der erforderlichen Stellplätze für Kraftfahrzeuge, 
ist die Anzahl der zu errichtenden Fahrradabstellplätze für die Gesamtanzahl der 
Wohneinheiten zu verdoppeln. 

Bei einer nochmaligen Reduzierung der Kfz-Stellplätze sind weitere zusätzliche 
Fahrradabstellplätze zu errichten. Die Anzahl der bei der zweiten Reduktion gegenüber 
der ersten Reduktion eingesparten Kfz-Stellplätze sind als zusätzliche 
Fahrradabstellplätze nachzuweisen. 

(7) Nebengebäude 

Allgemeine Nebengebäudebestimmung ohne Plansignatur  

• Im Bauland mit einem vorderen Bauwich sind Garageneinfahrten im Abstand von 
mindestens 5,0 m zur Straßenfluchtlinie anzuordnen. 

Besondere Nebengebäudebestimmungen mit Plansignatur „N..“ 

N06 .....Kellergaragen sind nicht zugelassen. Nebengebäude dürfen im hinteren Bauwich 
nicht errichtet werden. 

N08 .....Die Errichtung von Nebengebäuden im Bauwich ist unzulässig.  
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(8) Sonstige Regelungen 

Allgemeine sonstige Regelungen ohne Plansignatur  

• Für Lagerflächen im Freien sind geeignete Wind- und Sichtschutzmaßnahmen zu 
treffen. 

• In Gebieten, wo das Straßenniveau höher als die umgebenden Baugrundstücke ist, 
ist als Bezugsniveau das festgelegte bzw. projektierte Straßenniveau 
heranzuziehen. 

• Im Wohnbauland außerhalb der Schutzzone sind Flachdächer ab 250 m², welche 
nicht unmittelbar Wohnungen zugeordnet sind und vom eigenen Bauplatz einsichtig 
sind, als Gründach mit einer zumindest extensiven Begrünung anzulegen. 

• Bei der Neugestaltung von Straßen ist in Abhängigkeit von der Funktion der Straße 
und wenn der Straßenquerschnitt es zulässt, die Pflanzung von Baumreihen zu 
prüfen und nach Möglichkeit auszuführen.  

• Bei der Errichtung von mehr als drei Kfz-Stellplätzen im Bauland, sowie auf privaten 
Verkehrsflächen, welche im Freien angeordnet sind, sind zumindest 50% der 
weiteren Stellplätze mit versickerungsfähiger Oberfläche (d.h. unversiegelt) zu 
errichten. Die Ausführung einer versickerungsfähigen Oberfläche zählt dabei nicht 
zur gärtnerischen Gestaltung (siehe Freiflächenbestimmungen). Davon kann eine 
Ausnahme gemacht werden, wenn es sich um Gründe der 
Schutzinteressenwahrung (z.B. bei KFZ Werkstätten, Tankstellen, Waschanlagen, 
usw.) handelt. 

• Wenn Bestandsgebäude vor dem Stichtag 01.07.2022 errichtet wurden und 
geringfügig (max. 50 cm) über Baufluchtlinien ragen, können vertikale Zubauten, 
gemäß der Lage des Gebäudebestands, bewilligt werden.  

• Die Bauplatzgröße darf im Bauland Wohngebiet, im Zuge der Änderung von 
Grundstücksgrenzen ab dem Stichtag 01.01.2023, bei einer 
Gebäudehöhenfestlegung von bis zu 8 m bzw. Bauklasse I,II, maximal 900 m² 
betragen. Im Zuge von Grundstücksteilungen und Grundstückszusammenlegungen 
darf die maximale Bauplatzgröße von 900 m² bei einem der Grundstücke um 10 % 
überschritten werden. Sofern im Zuge von Grenzverhandlungen die 
Grundstücksgrenzen angepasst werden oder Teilungspläne nur Abtretungen bzw. 
Übernahmen von Grundstücken in das öffentliche Gut vollziehen, kann von der 
maximalen Bauplatzgröße abgewichen werden. Ausgenommen von der 
Bestimmung hinsichtlich der Bauplatzgröße ist die Vereinigung von Grundstücken, 
die gemäß den Bestimmungen der NÖ Bauordnung und des Bebauungsplanes 
selbstständig keine Bauplatzeigenschaften oder Bauplatzeignung im Sinne des § 11 
NÖ Bauordnung besitzen. Davon ausgenommen sind Bauplätze mit Bauvorhaben 
die durch einen Raumordnungsvertrag gem. § 17 NÖ ROG 2014 idgF. abgesichert 
sind. 

Besondere sonstige Regelungen mit Plansignatur „S..“ 

S01 .....Das Bezugsniveau der Baugrundstücke hat eine Höhenlage von mindestens 
+ 270,6 Meter über Adria aufzuweisen. Übergänge zu bestehenden Niveaus von 
Grünlandwidmungen / Verkehrsflächen sind entweder durch Stützmauern oder 
durch Böschungen (standfest und ab Grundstücksgrenze in einem 
Neigungsverhältnis von mindestens 1:1) auszuführen. Die zu erwartenden 
Setzungen in den Anschüttungsbereichen sind zu berücksichtigen. Mögliche 
Ausnahme: Autoabstellflächen, wenn die Anhebung aufgrund des bestehenden 
Zufahrtsniveaus (Verkehrsfläche) einen wesentlichen Mehraufwand zur Folge 
hätte.  
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S02 .....Für die als erhaltenswerte Altortgebiete definierten Flächen ist das vorhandene, 
einheitliche Erscheinungsbild der Bebauung hinsichtlich der Gebäudehöhe, 
Dachneigung, Dachdeckung (Material und Farbe) sowie der Ausbildung und 
Anzahl der Dachgaupen zu erhalten.  

S03 .....Die Luftschalldämmung von Außenbauteilen, die gegen die mit Signatur "¦¦¦" 
gekennzeichnete Baufluchtlinie gerichtet und Teile von Wohnungen sind, muss 
folgende Anforderung mindestens erfüllen: 

- Resultierendes Schalldämm-Maß R´res,w für Außenwände einschließlich 
Fenster und Türen, Dachschrägen mit Fenstern 43 dB. 

Der Nachweis ist im Zuge der Baueinreichung durch ein schallschutztechnisches 
Gutachten zu erbringen. 

S04 .....Die Luftschalldämmung von Außenbauteilen, die gegen die mit Signatur "¦¦¦" 
gekennzeichneten Straßenfluchtlinien gerichtet und Teile von Wohnungen sind, 
muss folgende Anforderung mindestens erfüllen: 

- Bewertetes Schalldämm-Maß R´w für Außenwände und Dachschrägen 58 dB 
sowie für Außendecken, Wände und Decken gegen nicht ausgebaute 
Dachräume 53 dB; 

- Resultierendes Schalldämm-Maß R´res,w für Außenwände einschließlich 
Fenster und Türen, Dachschrägen mit Fenstern 58 dB. 

Der Nachweis ist im Zuge der Baueinreichung durch ein schallschutztechnisches 
Gutachten zu erbringen. 

S05 .....Im mit S05 gekennzeichneten Bereich dürfen keine Aufenthaltsräume von 
Wohngebäuden zur Bahn (ÖBB Pottendorferlinie) bzw. direkt zur 
Pernerstorferstraße bzw. Wiener Straße orientiert werden. Darüber hinaus muss 
die Luftschalldämmung von Außenbauteilen der Wohngebäude folgende 
Anforderung mindestens erfüllen: 

- Resultierendes Schalldämm-Maß R´res,w für Außenwände einschließlich 
Fenster und Türen, Dachschrägen mit Fenstern 43 dB. 

Der Nachweis ist im Zuge der Baueinreichung durch ein schallschutztechnisches 
Gutachten zu erbringen. 

S06 .....Im mit S06 gekennzeichneten Bereich dürfen keine Aufenthaltsräume von 
Wohngebäuden zur Bahn orientiert werden. Die erforderlichen Schalldämmmaße 
der Außenbauteile der Wohngebäude sind gemäß ÖNORM B8115-2/4/ 
festzulegen. 

S07 .....Für die mit S07 gekennzeichneten Bereiche ist die Gründung und schadlose 
Bauwerkslastableitung durch geologisch-geotechnische Einzelgutachten 
nachzuweisen. Für etwaige Aushubarbeiten ist eine abfallchemische 
Baubegleitung einzusetzen und nachzuweisen. 

S08 .....In mit S08 gekennzeichneten Bereichen ist die Herstellung von unterirdischen 
Gebäudeteilen (Geschoße) nicht zulässig. Es sind die Anforderungen aus der OIB-
Richtlinie 3 [6] einzuhalten, wobei die Veränderung der Höhenlage des Geländes 
mit ≤ 1 m zu beschränken ist. Die Beurteilung hat durch einen Sachverständigen 
für Kulturtechnik und Wasserwirtschaft zu erfolgen. 

S09 .....Das Bezugsniveau hat eine Höhenlage von mindestens + 260,5 Meter über Adria 
aufzuweisen. 
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S10 .....In mit S10 gekennzeichneten Bereichen ist die Herstellung unterirdischer 
Bauwerke (Keller, Tiefgaragen etc.) nicht zulässig. Ausgenommen eine 
Vernässung, bzw. ein Einfluss auf die umliegende Bebauung kann ausgeschlossen 
werden. Die Beurteilung hat durch einen Sachverständigen für Hydrogeologie zu 
erfolgen. Darüber hinaus sind die Anforderungen aus der OIB-Richtlinie 3 [6] 
einzuhalten, wobei die Veränderung der Höhenlage des Geländes mit  ≤ 1 m zu 
beschränken ist. Die Beurteilung hat durch einen Sachverständigen für 
Kulturtechnik und Wasserwirtschaft zu erfolgen. Das unterirdische Bauwerk ist 
entsprechend der ÖNORM B3692 auf den Lastfall „drückendes Wasser“ 
auszulegen. Entsprechend ist die Ausführung als „Schwarze Wanne“, 
„Wasserundurchlässiges Betonbauwerk – Weiße Wanne“, oder 
„Betonitgeschütztes Betonbauwerk – Braune Wanne“ vorzuschreiben. 

S11 .....In mit S11 gekennzeichneten Bereichen ist bei der Errichtung von Bauwerken die 
Fundamentierung so zu wählen, dass die Tragfähigkeit des Untergrundes 
sichergestellt ist. Die Herstellung unterirdischer Bauwerke (Keller, Tiefgaragen etc.) 
ist nicht zulässig. Eine Ausnahme kann gewährt werden, wenn eine entsprechende 
Untersuchung eines Sachverständigen die Ausbreitung von Kohlendioxid und 
Methan für den räumlichen Bereich ausschließt. 

S12 .....Das Bezugsniveau hat eine Höhenlage von + 266,00 Meter über Adria 
aufzuweisen. 

S13 .....In mit S13 gekennzeichneten Bereichen sind Flachdächer ab 250 m², welche nicht 
unmittelbar Wohnungen zugeordnet sind, mit PV-Anlagen und/oder extensive 
Begrünungen zu errichten. Für die extensive Begrünung ist eine 
Mindestaufbauhöhe von 15 cm notwendig. 

S14 .....In mit S14 gekennzeichneten Bereichen sind unterirdische Bauwerke mit 
mindestens 50 cm Erdschicht zu überdecken und gärtnerisch zu gestalten. Für die 
Pflanzung von Bäumen ist eine Vegetationsschicht von mindestens 1,5 m 
vorzusehen. Diese kann beispielsweise in Form einer Anhügelung ausgeführt 
werden. Ausgenommen davon sind Privatgärten und Terrassen. 

S15 .....In mit S15 gekennzeichneten Bereichen müssen bei Gebäuden mindestens 10% 
der Fassadenfläche begrünt (Fassadenbegrünung, Pflanztröge, etc.) ausgestaltet 
werden. 

S16 .....In mit S16 gekennzeichneten Bereichen ist ein öffentlicher Durchgang im Gebäude 
von mindestens 3,5 m Höhe herzustellen. 

(9) Bebauungsbestimmungen für den Schutzzonenbereich 

Der Bereich der Schutzzonen ist in der Plandarstellung ersichtlich und gliedert sich je nach 
Wertigkeit der Gebäude in 4 unterschiedliche Kategorien. 

Im Zuge des Bewilligungsverfahrens ist eine koordinierte Vorgangsweise mit dem 
Bundesdenkmalamt (als Behörde bzw. Fachbeirat) anzustreben. 

a) Allgemeine Vorschriften 

Im Bereich des historischen Hauptplatzes sowie des Domplatzes sind die 
ursprünglichen Dachformen an den vom öffentlichen Raum sichtbaren Bereichen in 
jedem Fall zu erhalten. 

Straßenseitige Dachausklappungen und Einschnitte (Dachterrassen) sind 
grundsätzlich zulässig, wenn der Eindruck einer geschlossenen Dachfläche weiterhin 
bestehen bleibt. 
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Straßenseitige Dachflächen dürfen nicht mit Blech, Wellplatten, Kunststoff oder Pappe 
eingedeckt werden. Es sind Ziegel, Pressfaserschindeln oder ähnliche Materialien zu 
verwenden. Notwendige Blecheinfassungen (Ichsenausbildung usw.) sind in der Farbe 
des Daches zu streichen oder zu beschichten. 

Straßenseitige Dachgaupen und Dachflächenfenster sind nur in einem 
untergeordneten Verhältnis zur Dachfläche zulässig. Die Gaupenfenster sind kleiner 
als die darunterliegenden Fassadenfenster auszuführen. Die Gaupenform ist der 
Umgebung anzupassen. 

An öffentlich einsehbaren Dächern sind Schneerechen statt Schneehaken vorzusehen. 

Das Anbringen von Sende- und Empfangsanlagen jeglicher Art, an vom öffentlichen 
Raum aus sichtbaren Fassaden und Dächern, ist nicht zulässig. Dies gilt ebenso für 
technische Aufbauten wie Solaranlagen, Klimageräte, Lüftungsanlagen, u. dgl. 

Sonnenschutzanlagen sind im Bereich des Erdgeschoßes zulässig, wenn sie in ihrer 
Größe, Art und Farbgebung dem Fassadencharakter entsprechen und im 
geschlossenen Zustand diesen nicht beeinträchtigen. 

Historische baukünstlerische oder handwerklich wertvolle Bauteile (z. B. Arkaden, 
Lauben, Treppen, Überdachungen, Tore, Brunnen) sind im Zuge des Bauverfahrens 
besonders zu beachten und unter Zuziehung geeigneter Fachleute zu bewerten. 

Die Errichtung von Abstellanlagen für Kraftfahrzeuge ist - mit Ausnahme von 
öffentlichen Abstellanlagen im Sinne des NÖ Kraftfahrzeugabstellabgabegesetzes - 
nur in Zusammenhang mit einem Hauptgebäude auf dem Grundstück zulässig. 

Dauerhafte Verkaufsstände, Schaukästen, Vitrinen und Ähnliches sind im öffentlichen 
Raum nur insoweit zulässig, als sie sich nach Anzahl, Ausmaß, Form und Anordnung 
harmonisch in das Stadtbild einfügen. 

Jede Liegenschaft darf, ausgenommen in begründeten Einzelfällen (z. B. 
Grundstückszusammenlegungen), nicht mehr als eine Ein- bzw. Ausfahrt zum 
öffentlichen Gut aufweisen. 

Werbeanlagen in Schutzzonen siehe weiter unten, unter (10). 

b) Besondere Vorschriften für die Schutzzone der Kategorie 1 „Gebäude unter 
Denkmalschutz“ - in der Plandarstellung mit „SZ1“ gekennzeichnet: 

Äußere Erscheinungsform und Struktur (Anordnung, Höhe, Proportion) der Gebäude 
sind zu erhalten. Bei einer Teilunterschutzstellung ist für den verbleibenden 
Liegenschaftsteil bzw. für die verbleibenden Objekte die Schutzzonenkategorie neu zu 
beurteilen. Die Kategorisierung erfolgt im Einvernehmen mit dem Bundesdenkmalamt. 

Fix montierte Sonnenschutzanlagen sowie außenliegende Jalousien oder Markisen 
sind im Bereich der Obergeschoße nicht zulässig. 

Historische Innenhöfe sind zu erhalten. 

c) Besondere Vorschriften für die Schutzzone der Kategorie 2 „Schutzwürdige Gebäude“ 
- in der Plandarstellung mit „SZ2“ gekennzeichnet: 

Äußere Erscheinungsform und Struktur (Anordnung, Höhe, Proportion) der Gebäude 
sind zu erhalten. Historische Fenster, Putze und Dachdeckungen sind möglichst zu 
bewahren, ansonsten in gleicher Konstruktion und gleichem Material zu erneuern bzw. 
rückzuführen. Bei der Farbgebung der Fassaden ist auf dem historischen Bestand 
aufzubauen. 
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Der Abbruch von schutzwürdigen Gebäuden ist unzulässig. Der Abbruch von nicht 
schutzwürdigen Gebäudeteilen ist nach Abklärung mit dem Bundesdenkmalamt 
zulässig. 

Fix montierte Sonnenschutzanlagen sowie außenliegende Jalousien oder Markisen 
sind im Bereich der Obergeschoße nicht zulässig. 

Historische Innenhöfe sind zu erhalten. 

d) Besondere Vorschriften für die Schutzzone der Kategorie 3 „Ensembleschutzwürdige 
Gebäude“ - in der Plandarstellung mit „SZ3“ gekennzeichnet: 

Straßenseitige Fassaden sind zu erhalten. Zubauten haben sich in Proportion und 
Kubatur den angrenzenden Gebäuden einzufügen und müssen auf die äußere 
Gestaltungscharakteristik des Bestandsgebäudes Bedacht nehmen.  

Fix montierte Sonnenschutzanlagen sowie außenliegende Jalousien oder Markisen 
sind im Bereich der Obergeschoße zulässig, sofern sie in ihrer Größe, Art und 
Farbgebung dem Fassadencharakter entsprechen und im geschlossenen Zustand 
diesen nicht beeinträchtigen. 

e) Besondere Vorschriften für die Schutzzone der Kategorie 4 „Stadtbildzone“ - in der 
Plandarstellung mit „SZ4“ gekennzeichnet: 

Neu-, Zu- und Umbauten haben sich in Proportion und Kubatur dem charakteristischen 
Stadtbild einzufügen. 

Fix montierte Sonnenschutzanlagen sowie außenliegende Jalousien oder Markisen 
sind im Bereich der Obergeschoße zulässig, sofern sie in ihrer Größe, Art und 
Farbgebung dem Fassadencharakter entsprechen und im geschlossenen Zustand 
diesen nicht beeinträchtigen. 

Von den angeführten Schutzzonenbestimmungen kann abgewichen werden, sofern eine 
positive Beurteilung des Bundesdenkmalamtes oder eines Amtssachverständigen 
vorliegt. 

(10) Bestimmungen für Werbeanlagen 

a) Geltungsbereich 

Die Bestimmungen regeln die Anordnung und Gestaltung von Werbeanlagen, die vom 
öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind und gewerblichen Ankündigungen oder 
Anpreisungen dienen, gleichgültig zu welchem Zwecke und unbeschadet des 
Umstandes, ob ihre Errichtung vorübergehend oder in dauernder Absicht erfolgt. Die 
Bestimmungen sind nicht anzuwenden auf Hinweisschilder zur Verkehrslenkung 
(Straßenschilder, Wegweiser usw.), Baustellentafeln auf die Baudauer, 
Ankündigungen von öffentlichen Veranstaltungen, Werbeanlagen an/in oder für 
öffentliche/n Gebäude/n oder Einrichtungen, Auslagen und Dekorationen in Fenstern 
und Schaukästen, Aushangkästen ortsansässiger Vereine und Gruppierungen sowie 
auf Wahlwerbung in den hierfür festgelegten Zeiträumen. 

b) Begriffsbestimmungen 

Großflächige Werbeanlagen: Anlagen mit einer Werbefläche ab 5,0 m². 

Standortbezogene Werbeanlagen: Werbeanlagen, die Bezeichnung, Funktion und 
nähere Informationen zu Betriebsstätten und Einrichtungen an deren Standort 
beinhalten. 
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Standortunabhängige Werbeanlagen: Werbeanlagen, die nicht standortbezogene 
Werbeinhalte vermitteln. Anmerkung: Rollingboards und LED Werbeanlagen (kurz 
LEDs) sind als standortunabhängige Werbeanlagen zu bewerten. 

Hinterleuchtete Werbeanlagen: Außenwerbeanlagen mit ruhenden oder zyklisch 
wechselnden Werbeinhalten (z. B. Rollingboards, LEDs, Citylights u. dgl.). 

Steckschilder: Aus der Fassadenfront ragende Werbeanlage, welche der 
Repräsentation sowie Werbung des dort ansässigen Geschäftslokals dient. 

c) Allgemeine Bestimmungen 

Werbeanlagen sind so zu gestalten, dass sie in einem ausgewogenen Verhältnis mit 
der Struktur und der Gestaltungscharakteristik der Umgebung stehen. Zudem müssen 
diese auf die Maßstäblichkeit des Baubestandes Bedacht nehmen. Wertvolle 
Sichtachsen bzw. 

Blickbeziehungen von und zu markanten öffentlichen Gebäuden oder Einrichtungen 
sind von Werbeanlagen freizuhalten.  

Durch die Werbeanlagen darf die Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs 
nicht beeinträchtigt werden. Für hinterleuchtete Werbeanlagen sind die Leuchtstärke, 
die Leuchtfarbe und der Anbringungsort so zu wählen, dass eine Blendung des 
Verkehrs und eine übermäßige Belästigung der Anrainer vermieden werden. 

d) Standortbezogene Werbeanlagen 

Standortbezogene Werbeanlagen sind in Art und Umfang auf die Struktur des 
beworbenen Objektes abzustimmen. Gebietskörperschaften und deren Gesellschaften 
können standortbezogene Werbeanlagen räumlichen Gebieten zuordnen. 

e) Ausschluss von Werbeanlagen:  

Unzulässig sind Werbeanlagen 
1. auf oder an Bäumen, 
2. an Brückenbauwerken, 
3. auf oder an Leitungs- und Verkehrsmasten, 
4. auf sonstigen Masten, wenn der Anbringungsort höher als die Firsthöhe der 

angrenzenden/benachbarten Gebäude ist, 
5. auf Dächern und Kaminen, 
6. in Form von Kleinplakaten (Dreiecksständer etc.) am Bahnhofplatz, 
7. im Bauland Wohngebiet und Bauland Wohngebiet für nachhaltige Bebauung 

inklusive zugehöriger Verkehrsflächen (ausgenommen entlang von 
Verkehrsstraßen nach dem Verkehrsstraßennetz (siehe Anhang)). Ausnahmen 
dazu sind nur dann zulässig, wenn ein Standort infolge besonderer Umstände als 
sinnvoll und zweckmäßig erscheint (z. B. standortbezogene Werbeanlagen), 

8. auf Gerüsten, Brandwänden und weitgehend öffnungslosen Fassadenflächen, 
sofern mehr als 30 % der Fassadenfläche für Werbezwecke verwendet werden und 
keine Aufwertung des Ortsbildes erkennbar ist. Eine Kombination der Werbung mit 
einer künstlerischen Gestaltung der übrigen Wandfläche kann ein Überschreiten 
dieser Flächenbegrenzung ermöglichen.  

9. Standortunabhängige Werbeanlagen sind unzulässig an oder unmittelbar vor 
Objekten (Ausnahme o. a. Punkt 8), in zweigeschoßiger bzw. übereinander 
liegender Anordnung, im Grünlandbereich unter Ausnahme der Widmung 
Sportstätten (Gspo) und Grünland Parkanlagen (Gp) sowie als Einfriedung oder 
einfriedungsähnliche Anlagen. Einfriedungen von Baulücken können mit 
Werbeanlagen nur als Bauwerke vorübergehenden Bestandes bewilligt werden. 
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f) Standortunabhängige Werbeanlagen 

Die Größe einer einzelnen analogen Werbeanlage darf 48 Bögen nicht überschreiten. 
Eine Gruppierung von Werbeanlagen bis insgesamt 96 Bögen unter 
Zwischenschaltung mindestens 1,5 m breiter, gestalteter Abstände ist zulässig. 
Ansonsten dürfen großflächige Werbeanlagen sowie Gruppen zueinander in keiner 
Blickbeziehung stehen oder müssen einen Mindestabstand von ca. 200 m zueinander 
aufweisen. Wechselwerbeträger, LEDs sowie hinterleuchtete Werbeanlagen dürfen 
eine Größe von 24 Bögen (12 m²) nicht überschreiten und nicht in Gruppen – auch 
nicht in Gruppierungen bereits bestehender großflächiger Anlagen (Plakatwände) - 
situiert werden. 

Gemeinsam gestaltete Werbeanlagen für mehrere Betriebsstätten und Einrichtungen 
sind in einem Abstand von 1.000 m zum beworbenen Objekt von dieser Bestimmung 
ausgenommen. Diese sind jedoch in Art und Umfang auf die Struktur des Umfeldes 
abzustimmen. 

g) Werbeanlagen in Schutzzonen 

Bei der Standortauswahl sind besonders der Erhalt der Charakteristik und Qualität des 
kulturell wertvollen Stadtbildes (u. a. Denkmalschutz, Straßenraum- und 
Platzgestaltung, Erhalt historischer Blickachsen) sowie die vielfältigen 
Nutzungsansprüche und der Erlebniswert des öffentlichen Raumes zu berücksichtigen. 
Alle Arten von Werbeanlagen müssen einem hohen qualitativen Anspruch unterliegen. 
Das zeitgemäße Design soll ortstypische Charakteristika hervorheben und die Qualität 
der Straßen- und Platzräume steigern. Hinsichtlich Anordnung, Größe, Proportion und 
Gestaltung ist auf den stadträumlichen und architektonischen Maßstab von historisch 
wertvollen Gebäuden sowie den urbanen städtischen Straßenraum Rücksicht zu 
nehmen. 

Bei Geschäftsaufschriften, Steckschildern u. dgl., ist auf gliedernde Architekturteile 
besonders Rücksicht zu nehmen.  

Die Größe von Steckschildern darf 0,75 m² nicht überschreiten. Bei Gebäuden, die an 
öffentlichen Verkehrsflächen mit einer Breite von mehr als 15,0 m liegen und die der 
Schutzzonenkategorie 4 zugeordnet sind, darf die Größe der Steckschilder 1,5 m² nicht 
überschreiten. Voraussetzung dafür ist, dass die Steckschildgröße mit dem Ortsbild 
verträglich ist. 

Die Buchstabengröße von Werbeaufschriften für Geschäftsbezeichnungen darf 35 cm 
nicht überschreiten. Die Größe von Logos muss in einer harmonischen Beziehung zu 
Steckschildern und Geschäftsbezeichnungen stehen. 

Einzelbuchstaben dürfen selbstleuchtend ausgeführt sein, ansonsten sind 
Werbeanlagen gegebenenfalls zu beleuchten. 

Unzulässige Werbeanlagen an Gebäuden sind: 
1. Vertikal gerichtete Steckschilder, die geschoßübergreifend angeordnet werden,  
2. Geschäftsaufschriften und Steckschilder im Bereich der Obergeschoße, 

ausgenommen hiervon ist die Anbringung im Bereich der Obergeschoße sofern, 
keine Störung der Schutzzone verursacht wird, 

3. quer zur Fassadenfläche bzw. Straßenachse gerichtete Fahnenanlagen (in den 
Straßenraum ragend), 

4. vollflächig ausgeleuchtete Steckschilder, 
5. hinterleuchtete Werbeanlagen,  
6. sonstig bewegte und blinkende Werbeträger. 
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Sofern keine Störung der Schutzzone von standortbezogenen Werbeanlagen für 
öffentliche Einrichtungen verursacht wird, kann von den oben angeführten 
Bestimmungen abgewichen werden. 

Von den angeführten Bestimmungen zu den Werbeanlagen kann abgewichen werden, 
sofern ein, mit der Stadt Wiener Neustadt abgestimmtes Werbeflächenkonzept für 
einen oder mehrere Straßenzüge vorgelegt wird. 

h) Übergangsbestimmung 

 Werbeanlagen, die den Bestimmungen von § 3 Abs. 10 nicht entsprechen, jedoch 
bereits rechtmäßig bewilligt waren, können weiterhin bewilligt werden. 

 

§ 4 

Die Bebauungsvorschriften und die Plandarstellung, welche mit einem Hinweis auf diese 
Verordnung versehen sind, liegen im Magistrat der Stadt Wiener Neustadt, Magistratsdirektion 
– Stabsstelle Stadtentwicklung, Verkehr, Umwelt, Klima und Energie - Fachverantwortung 
Stadtentwicklung, Neues Rathaus, Neuklosterplatz 1, 3. Stock, Tür 311, während der 
Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

 

§ 5 

Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung gemäß § 50 Abs. 1 des NÖ 
Stadtrechtsorganisationsgesetzes 1999, LGBl. 1026 in der derzeit geltenden Fassung mit dem 
auf den Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 

 

 

(Tonband: StR LAbg. DI Dinhobl) 

 

Einstimmig angenommen. 
(bei Abwesenheit v. GR Cucek; GR Mag. Filipp; GR Lechner) 

 



 Jahr 2026, 03. öff. Sitzung, Seite 44 

 

 

Betr.: Abschluss eines Übereinkommens mit  
ÖBB-Infrastruktur AG, Land Niederösterreich  
und Gemeinde Katzelsdorf, hinsichtlich  
Projekt Unterführung L 4090 (Mattersburger Bahn)  

 
 
 
 

 
Punkt: 
 19 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Der Abschluss eines Übereinkommens zwischen der Stadt Wiener Neustadt und 

▪ der ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft (FN 71396 w), Praterstern 3, 1020 Wien,  

▪ dem Land Niederösterreich, Abteilung Landesstraßenbau- und -verwaltung (ST 4), 

Landhausplatz 1, 3109 St. Pölten, und 

▪ der Gemeinde Katzelsdorf, Hauptstraße 47, 2801 Katzelsdorf,  

hinsichtlich dem Projekt Unterführung L 4090 (Mattersburger Bahn), wird gemäß Entwurf 

genehmigt. 

 
Die Kosten der Errichtung dieses Übereinkommens gehen zulasten der ÖBB. Für die Kosten 

einer allfälligen rechtsfreundlichen Vertretung hat jede Vertragspartei selbst aufzukommen. 

 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
(bei Abwesenheit v. GRin Antosik; GR Cucek; GR Mag. Filipp; GR Lechner) 
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Betr.: Wiener Neustädter ERGO Stadion  
Sanierung des Flutlichtes  
1. Grundsatzbeschluss 
2. Vergabe der Leistungen 
3. Schaffung und Dotierung von VAST 

 
 
 

 
Punkt: 
 20 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
1. Für die Durchführung der Sanierung des Flutlichtes und Umstellung auf LED im Wiener 

Neustädter ERGO Stadion, Ferdinand-Graf-von-Zeppelin Straße 10, KG 23443, 

Grundstücksnummer 1869/126, EZ 10773, wird ein Betrag in der Höhe von max. 

EUR 600.000,-- (exkl. USt) grundsätzlich genehmigt. 

 

Die Sanierung bzw. Umrüstung der Anlage soll im Laufe des zweiten Halbjahres 2026 

erfolgen.  

Die zugehörigen Beauftragungen erfolgen in den jeweiligen Gremien. 

 

2. Die Vergabe zur Sanierung des Flutlichtes und Umstellung auf LED im Wiener Neustädter 

ERGO Stadion, Ferdinand-Graf-von-Zeppelin Straße 10, KG 23443, Grundstücksnummer 

1869/126, EZ 10773, durch die Firma eww Anlagentechnik GmbH, Knorrstraße 6, 4600 

Wels, FN 173488 f, im Wege des nicht offenen Verfahrens ohne vorherige 

Bekanntmachung im Unterschwellenbereich gemäß § 43 Bundesvergabegesetz 2018 

zum Betrag von EUR 479.456,75 (exkl. Ust) wird genehmigt.  

 

3. Die Schaffung folgender VAST für das neue Vorhaben im Jahr 2026 „Investitionen Stadion 

neu“ wird genehmigt: 

 
VAST 5/262101/006000 und Dotierung mit EUR 600.000,00 

VAST 6/262101/300000 bzw. VAST 6/262101/301000 für geplante Förderungen 

(Bundesförderung in Höhe von maximal EUR 192.000,00 und Förderung Land 

Niederösterreich LED Umrüstung) 

VAST 6/262101/346000 Restbetrag Darlehensfinanzierung (Die Aufnahme des 

erforderlichen Darlehens erfolgt im Finanzjahr 2027) in Höhe von maximal 

EUR 600.000,00 (je nach Höhe der Förderung). 
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In Abhängigkeit der Liquiditätssituation der Stadt, kann das Vorhaben auch durch 

Rücklagenentnahmen vor- oder ausfinanziert werden. Die finale Bedeckung wird sodann 

im Rechnungsabschluss 2026 bzw. 2027 genehmigt. Sollten sich Ausgaben in die 

Folgejahre verschieben, so gelten diese Verschiebungen, samt allfällig erforderlicher 

Rücklagenentnahmen als genehmigt, sofern sich die beschlossene Gesamtsumme 

dadurch nicht erhöht. 

 

Gleichzeitig erfolgt eine Einschränkung des Vorhabens „Diverse PV Anlagen“ im Jahr 

2026 auf der VAST 5/522000/050000, indem eine Kürzung des Betrages von 

EUR 1.000.000, -- um EUR 600.000,00 auf neu EUR 400.000,00 vorgenommen wird. 

Auch die entsprechenden Voranschlagsstellen zur Finanzierung dieses Vorhabens 

(Rücklagen, Förderungen, Darlehen) sind analog dazu zu reduzieren. 

 

Die Gesamtsumme der geplanten Darlehensaufnahmen für die Jahre 2026 und 2027 

sowie auch die Summe der investiven Gebarung 2026 wird durch diese Transaktion nicht 

erhöht. 

 

Dieser Beschluss gilt unter der auflösenden Bedingung, dass die Stadt Wiener Neustadt die 

Zusage der Umweltförderkommission hinsichtlich der angesuchten und bereits positiv 

beurteilten Förderung „Energieeffiziente Sportstätten“ erhält.  

 

 

 

(Tonband: StR Labg. Gerstenmayer; Zweiter Vbgm. Labg. 
Mag. Dr. Spenger; GR Diller-Hnelozub) 

 

Einstimmig angenommen. 
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Punkt: 
 21 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Bei der Umsetzung des Gemeinderatsbeschlusses vom 26.02.2024 (TOP 9) wurde im Zuge 

der Umstellung der öffentlichen Straßenbeleuchtung auf LED festgestellt, dass es zu 

Leistungsänderungen gekommen ist.  

 

Aufgrund der längeren Vertragslaufzeit / Bauzeit und Zusatzleistungen sind bei der örtlichen 

Bauaufsicht der Firma Kosaplaner GmbH (FN 282513k), Aredstraße 29/1, 2544 Leobersdorf, 

Mehrkosten entstanden. Daher wird die Erhöhung der Auftragssumme von EUR 120.000,00 

um EUR 41.907,30 auf EUR 161.907,30 brutto genehmigt.  

 

Die Gesamtsumme des Projektes beträgt EUR 6.095.128,76 inkl. Ust. Die Mehrkosten der Fa. 

Kosaplaner GmbH in Höhe von EUR 41.907,30 führen zu keiner Erhöhung der 

Gesamtsumme, da diese durch Einsparungen bei der Fa. EWW Anlagentechnik GmbH 

(FN 173488 f), Knorrstraße 6, 4600 Wels, zur Gänze abgedeckt werden.  

 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
 
 

Betr.: Umstellung der öffentlichen  
Straßenbeleuchtung auf LED 
Änderung der Vergabe der Leistungen  
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Betr.: 1. Erhöhung des Grundsatzbeschlusses für den  
 Straßenbau 2026 außerhalb der Rahmenvereinbarung, 
2. Vergabe der Lieferungen und Leistungen 
 a. Giltschwertgasse, Abschnitt Altabachgasse – Grazer Straße B17  
 b. Luchspergergasse, Abschnitt Paul Troger Gasse – Fahringergasse 

 
 
 

 
Punkt: 
 22 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
1. In Abänderung des Gemeinderatsbeschlusses vom 20.02.2026 (Grundsatzbeschluss, 

TOP 9) wird die Erhöhung des Auftragsvolumens für die Straßenbauarbeiten in der 

Giltschwertgasse von EUR 200.000,00 um EUR 165.000,00 auf EUR 365.000,00 inkl. Ust 

genehmigt. 

 

2. In weiterer Ausführung wird die Vergabe der Lieferungen und Leistungen im Jahr 2026 an 

die Firma F. Lang & K. Menhofer Baugesellschaft m.b.H. & Co KG, Schleppbahngasse 8, 

2700 Wiener Neustadt, gemäß Angebote vom 21.05.2026 im Wege eines nicht offenen 

Verfahrens ohne Bekanntmachung gem. § 31 Bundesvergabegesetz 2018 für  

 

a. Straßenbauarbeiten in der Giltschwertgasse, Abschnitt Altabachgasse – Grazer Straße 

B17, zum Betrag von (inkl. Ust) ………………………………….. EUR  364.769,99 

b. Straßenbauarbeiten in der Luchspergergasse, Abschnitt Paul Troger-Gasse – 

Fahringergasse, zum Betrag von (inkl. Ust) …………….………. EUR 320.598,07 

genehmigt. 

 

 

Bedeckung:  

VAST 1/612000/002000    

VAST 5/612008/002000 

 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
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Betr.: Brückensanierung Dr. Arthur Hochstetter-Platz  
Erhöhung der Planungsleistungen  

 
 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 23 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Mit Beschluss des Gemeinderates vom 21.09.2020 (TOP 9) und vom 23.10.2023 (TOP 7) 

wurde die Firma Zieritz + Partner ZT GmbH, Europaplatz 7, 3100 St. Pölten, mit der statisch 

konstruktiven Planung für die Brückensanierung Dr. Arthur Hochstetter-Platz beauftragt. Im 

Zuge der Arbeiten wurden weitere zusätzliche Leistungen durch den Ziviltechniker notwendig. 

Aufgrund der erforderlichen Mehrleistungen wird die Erhöhung der Ausgaben von  

EUR 68.707,80 um EUR 21.046,00 auf EUR 89.753,80 inkl. Ust genehmigt.  

 

 

Bedeckung:  VAST 5/612001/005000 

 

 

 

(Tonband: StR Labg. DI Dinhobl; GR Diller-Hnelozub) 

 

Einstimmig angenommen. 
(bei Abwesenheit v. GRin Mittermann; GRin Wallner) 
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Betr.: Ankauf von Treibstoffen für das Jahr 2026  
1) Erhöhung der Vergabe 
2) Aufstockung der VAST     

 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 24 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
1) Die Abänderung des Gemeinderatsbeschlusses vom 15.09.2025 (TOP 9) wird 

dahingehend genehmigt, dass der Höchstbetrag für den Ankauf von Treibstoffen über die 

BBG von EUR 350.000,00 um EUR 130.000,00 auf EUR 480.000,00 inkl. USt erhöht wird. 

 

2) Die Aufstockung der VAST 1/820000/459290 (Sonstige Verbrauchsgüter Treibstoffe)  

von EUR 350.000,00 um EUR 130.000,00 auf EUR 480.000,00 wird genehmigt.  

 

 

Bedeckung:  VAST 1/820000/459290 

Der Ankauf wird die Ergebnisrechnung und die Finanzierungsrechnung 2026 verschlechtern. 

 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
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Betr.: Abschluss eines Rahmenvertrages  
über den Ankauf von Reinigungschemie  
für den Zeitraum 01.07.2026 - 30.06.2028 

 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 25 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Der Abschluss eines Rahmenvertrages zur Lieferung von Reinigungschemie für den Zeitraum 

01.07.2026 - 30.06.2028 zu einem Gesamtbetrag von EUR 90.309,73 exkl. Umsatzsteuer an 

nachstehend angeführte Firmen wird im Wege der Direktvergabe gemäß  

§ 46 Bundesvergabegesetz 2026 genehmigt: 

 

Firma igefa Österreich GmbH (FN 164915Y) 

Brown-Boveri-Straße 6, 2351 Vösendorf EUR 11.165,43 

 

Firma E.Mayr Reinigungstechnik GmbH (FN 120778s) 

Ortsstraße 285, 2331 Vösendorf EUR 79.144,30 

 

Bedeckung:  

Durch die im Teilvoranschlag 3.4 des Geschäftsbereiches II/3 Facilitymanagement 

vorgesehenen Voranschlagstellen (Ansätze 011600, 029000, 211000, 212000, 213000, 

213100, 221000, 222000, 222100, 224000, 240000, 240200, 262000, 263000, 269100, 

270000, 283000, 320000, 323000, 340200, 422000, 423000, 612000, 639000, 640000, 

814000, 815000, 816000, 820000, 821000 jeweils Post 400200, 400400, 459290 bzw. 

459490.)  

 

Für die Rechnungsjahre 2027 und 2028: Jeweils vorbehaltlich der Genehmigung im 

Budgetgemeinderat 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
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Betr.: Übernahme einer Teilfläche aus dem  
Grundstück Nr. 1178/1, EZ 1912  
(Neudörfler Straße), in das öffentliche Gut 

 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 26 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Unter Zugrundelegung der Vermessungsurkunde vom 02.04.2026 der AREA Vermessung ZT 

GmbH, DI Irene Stix, GZ 11734A/26, wird die Übernahme der Teilfläche 1 im Ausmaß von 

2 m² aus dem Grundstück Nr. 1178/1, EZ 1912 (Neudörfler Straße), KG 23443 Wiener 

Neustadt, Eigentum der Erste burgenländische gemeinnützige Siedlungs-genossenschaft 

registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung, 7033 Pöttsching, ohne Kostenersatz, 

in das öffentliche Gut genehmigt. 

 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
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Betr.: Auflassung einer Teilfläche des Grundstückes  
Nr. 4866, EZ 4479 (Waßhubergasse),  
aus dem öffentlichen Gut  

 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 27 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Gemäß § 4 Abs. 3 lit b) des NÖ Straßengesetzes 1999, LGBl. 8500-2, wird Trennstück 1 im 

Ausmaß von 73 m² des Grundstückes Nr. 4866, EZ 4479 (Waßhubergasse), der KG Wiener 

Neustadt (23443), gemäß Vermessungsurkunde vom 27.05.2026 der AREA Vermessung ZT 

GmbH, DI Irene Stix, GZ 40012/26, als öffentliches Gut aufgelassen. 

 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
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Betr.: 1. Auflassung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 4988/1,  
 EZ 4479, aus dem öffentlichen Gut und Verkauf an Netz  
 Niederösterreich Liegenschaftsbesitz 31 GmbH 
2. Übernahme einer Teilfläche aus dem Grundstück Nr. 2530/3,  
 EZ 11478 (Wiener Straße), in das öffentliche Gut   

 
 
 

 
Punkt: 
 28 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
1. Gemäß § 4 Abs. 3 lit b) des NÖ Straßengesetzes 1999, LGBl. 8500-2, wird die Teilfläche 2 

im Ausmaß von 4 m² des Grundstückes Nr. 4988/1, EZ 4479 (Wiener Straße), der KG 

Wiener Neustadt (23443), gemäß Vermessungsurkunde vom 20.03.2026 der AREA 

Vermessung ZT GmbH, DI Josef Schwarz, GZ 4121/26, als öffentliches Gut aufgelassen. 

Der Verkauf dieser Teilfläche an die Netz Niederösterreich Liegenschaftsbesitz 31 GmbH 

(FN 487398 m), 2344 Maria Enzersdorf, EVN Platz, zu einem Betrag von EUR 1.284,00 

wird genehmigt. 

 

Bedeckung: VAST 2/612000/801000 

 

2. Unter Zugrundelegung der Vermessungsurkunde vom 20.03.2026 der AREA Vermessung 

ZT GmbH, DI Josef Schwarz, GZ 4121/26, wird die Übernahme der Teilfläche 1 im 

Ausmaß von 39 m² des Grundstückes Nr. 2530/3, EZ 11478 (Wiener Straße), KG 23443 

Wiener Neustadt, Eigentum der Netz Niederösterreich Liegenschaftsbesitz 31 GmbH, 

2344 Maria Enzersdorf, ohne Kostenersatz, in das öffentliche Gut genehmigt. 

 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
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Betr.: Neuerlassung der Geschäftsordnung für  
den Gemeinderat der Stadt Wiener Neustadt  
und der Geschäftsordnung für die  
Gemeinderatsausschüsse der Stadt Wiener Neustadt 

 
 
 
 

 
Punkt: 
 29 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Die Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wiener Neustadt (GOG) und die 

Geschäftsordnung für die Gemeinderatsausschüsse der Stadt Wiener Neustadt (GOA) gemäß 

den Entwürfen vom 12.06.2026 werden gemäß § 52 Abs. 1 NÖ Stadtrechtsorganisations-

gesetz neu erlassen und treten gemäß § 50 NÖ STROG mit Ablauf des letzten Tages der 

Kundmachung in Kraft. 

 

Mit Inkrafttreten treten die Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wiener Neustadt 

vom 15.09.2016 (GR-Beschluss vom 12.09.2016, TOP 4) und die Geschäftsordnung für die 

Gemeinderatsausschüsse der Stadt Wiener Neustadt vom 15.09.2016 (GR-Beschluss vom 

12.09.2016, TOP 5) außer Kraft. 

 

 

 

(Tonband: StR Mag. Gruber; StRin Prünster) 

 

Einstimmig angenommen. 
(bei Abwesenheit v. GR Bugnar; GR Diller-Hnelozub) 
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Betr.: Nebengebührenordnung der  
Stadt Wiener Neustadt, 
Abänderung und Erweiterung 

 
 
 
 
 

 
Punkt: 
 30 

  

 
 
Der Gemeinderat beschließe: 
 
 
Die Nebengebührenordnung der Stadt Wiener Neustadt für Bedienstete, deren 

Dienstverhältnis dem NÖ Gemeinde-Bedienstetengesetz 2025 (NÖ GBedG 2025) unterliegt, 

wird mit Wirkung vom 01.08.2026 gemäß Entwurf vom 15.06.2026 abgeändert und erweitert. 

 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
(bei Abwesenheit v. GR Bugnar) 
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D R I N G L I C H K E I T S A N T R A G  
 

der Fraktionen VPWN, SPÖ, FPÖ und 
Gemeinsam für Neustadt Team Kanber Demir  

 
gemäß § 25 Abs. 2 NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz 

für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates am 22.06.2026 
 
 
 Punkt a) 
 

(Aufnahme siehe Seite 6) 
 

Betreff: Abschluss eines Änderungsvertrages  
mit der ÖBB-Infrastruktur AG sowie  
dem Land Niederösterreich betreffend  
Park&Ride-Anlage als Parkdeck „3“  

 

 

Der Gemeinderat möge beschließen: 

 

Der Abschluss des Änderungsvertrages zwischen der Statutarstadt Wiener Neustadt, 

Neuklosterplatz 1, 2700 Wiener Neustadt, der ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft / 

FN 71396 w, Praterstern 3, 1020 Wien, sowie dem Land Niederösterreich, Landhausplatz 1, 

3109 St. Pölten, über die Anpassung des Vertrages über die Realisierung, den Betrieb, die 

Betreuung und die Instandhaltung der Park&Ride-Anlage als Parkdeck „3“ in Systembauweise 

in Wiener Neustadt sowie deren Finanzierung bzw. Bezuschussung zufolge 

„Regionalbusbahnhof“, wird gemäß Vertragsentwurf genehmigt.  

 

Bezüglich des Punktes 2 des Änderungsvertrages, betreffend Regelung für den Umbau des 

Bahnhofsvorplatzes, besteht die Verpflichtung, den Verkehrsbeirat der Stadt Wiener Neustadt 

in den vereinbarten Planungsprozess vollumfänglich einzubinden. Die Vorberatung im 

Verkehrsbeirat soll bei nächster Gelegenheit und bestenfalls vor Beginn des Prozesses mit 

der Abstimmung mit ÖBB und dem Land NÖ erfolgen. 

 

 

(Tonband: GR Diller-Hnelozub (Zusatzantrag siehe Seite 58); StR LAbg. DI Dinhobl) 

 

Hauptantrag: Einstimmig angenommen. 
 

Zusatzantrag: Einstimmig angenommen. 
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Anlässlich der Behandlung des Tagesordnungspunktes a), betr. Abschluss eines 

Änderungsvertrages mit der ÖBB-Infrastruktur AG sowie dem Land Niederösterreich 

betreffend Park&Ride-Anlage als Parkdeck „3“, stellt Herr Gemeinderat Michael   D i l l e r -

H n e l o z u b   folgenden   Z u s a t z a n t r a g : 

 
„[…] deshalb möchte ich hier einen Zusatzantrag stellen, den Fraktionsvorsitzenden liegt er 

schon vor: ‚Der Gemeinderat möge beschießen: In Konkretisierung des Punkts 2 des 

Änderungsvertrages, betreffend Regelung für den Umbau des Bahnhofsvorplatzes, wird der 

Verkehrsbeirat in den vereinbarten Planungsprozess vollumfänglich eingebunden. Die 

Vorberatung im Verkehrsbeirat soll bei nächster Gelegenheit und bestenfalls vor Beginn des 

Prozesses mit der Abstimmung mit ÖBB und dem Land NÖ erfolgen.‘ [….]“ 
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D R I N G L I C H K E I T S A N T R A G  
 

der Fraktionen VPWN, SPÖ, FPÖ und 
Gemeinsam für Neustadt Team Kanber Demir  

 
gemäß § 25 Abs. 2 NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz 

für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates am 22.06.2026 
 
 
 Punkt b) 
 

(Aufnahme siehe Seite 7) 
 

Betreff: Verordnung gemäß § 26 Abs. 1 des NÖ ROG 2014 –  
Bausperre im Bereich der Breitenauer Siedlung  

 

 

Der Gemeinderat möge beschließen: 

 

V e r o r d n u n g  

§ 1  

Gemäß § 26 Abs.1 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 LGBl. 3/2015 i.d.g.F. (NÖ 

ROG 2014) wird für den im § 2 angeführten Bereich eine Bausperre erlassen. 

 

§ 2  

Geltungsbereich 

Der Bereich der Bausperre umfasst das Grundstück 3963/23, EZ 20853, KG 23443 sowie das 

Grundstück 3950/7, EZ 11560, KG 23443. 

§ 3  

Ziel der Bausperre  

Zur Sicherung einer geordneten und nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung bedarf es für 

die gemäß § 2 dieser Verordnung betroffenen Grundstücke der Ausweisung einer Bausperre, 

welche mehrere wesentliche Ziele verfolgt. 

Der gegenständliche Bereich der Breitenauer Siedlung erlebt seit geraumer Zeit eine umfang-

reiche städtebauliche Entwicklung und bildet sich als eigenes, prosperierendes Stadtviertel 

heraus. Angesichts der weiteren, zu erwartenden, Entwicklung soll nun, aufgrund ihrer 

zentralen Lage, die Chance ergriffen werden, die in § 2 genannten Grundstücke für die 

Verbesserung der grünen und sozialen Infrastruktur für die Breitenauer Siedlung 

einzubeziehen. Diese Bausperre soll einerseits vor allem städtebauliche Fehlentwicklungen 

verhindern und die Grundlagen zur Sicherung von grüner bzw. sozialer Infrastruktur  
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- 2 - 

 

(beispielsweise eine Erweiterung bzw. Ergänzung des bestehenden Bildungsstandortes, 

Ausbau der medizinischen Versorgung oder Ansiedlung eines Nahversorgers, etc.) schaffen. 

Die Bausperre verfolgt zudem die Intention, die Errichtung von Bauwerken auf den 

angeführten Liegenschaften bis zur Klärung der künftigen städtebaulichen Entwicklungsziele 

zu verhindern. 

§ 4  

Auswirkungen der Bausperre 

Demzufolge ist, aufgrund der Zielsetzung einer Änderung der Flächenwidmung, während der 

Geltungsdauer dieser Bausperre im gegenständlichen Bereich eine Bebauung in Form von 

Bauwerken unzulässig. 

§ 5 

Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit ihrer Kundmachung in Kraft. Baubehördliche Verfahren, die zum 

Zeitpunkt der Kundmachung der Bausperre bereits anhängig waren, werden nicht berührt. 

 

Diese Bausperre tritt zwei Jahre nach ihrer Kundmachung außer Kraft, wenn sie nicht früher 

aufgehoben oder für ein Jahr verlängert wird. 

 

 

 

(keine Berichterstattung) 

 

Einstimmig angenommen. 
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Dem Sitzungsprotokoll sind angeschlossen: 

1. Einberufung zur Gemeinderatssitzung; 

2. Bestätigung des Erhaltes der Einberufung zur Gemeinderatssitzung; 

3. Anwesenheitslisten mit den Unterschriften der Anwesenden; 

4. Abwesenheitsaufstellung; 

5. Dringlichkeitsantrag a) der Fraktionen VPWN, SPÖ, FPÖ und Gemeinsam für Neustadt 

Team Kanber Demir, betr. Abschluss eines Änderungsvertrages mit der ÖBB-

Infrastruktur AG sowie dem Land Niederösterreich betreffend Park&Ride-Anlage als 

Parkdeck „3“; 

6. Dringlichkeitsantrag b) der Fraktionen VPWN, SPÖ, FPÖ und Gemeinsam für Neustadt 

Team Kanber Demir, betr. Verordnung gemäß § 26 Abs. 1 des NÖ ROG 2014 – 

Bausperre im Bereich der Breitenauer Siedlung; 

7. Beilage zum Punkt 3 I), betr. Rechnungsabschluss 2025 der Stadt Wiener Neustadt; 

8. Beilage zum Punkt 3 II), betr. Rechnungsabschluss 2025 der Stadt Wiener Neustadt; 

9. Beilage zum Punkt 3 III), betr. Rechnungsabschluss 2025 der Stadt Wiener Neustadt; 

10. Beilage zum Punkt 6, betr. 1. Bericht Kommunales Investitionsgesetz 2023; 2. Bericht 

Kommunales Investitionsgesetz 2025; 

11. Beilage zum Punkt 9 I), betr. Rechnungsabschluss 2025 der Stiftungen mit 

Rechtspersönlichkeit; 

12. Beilage zum Punkt 9 II), betr. Rechnungsabschluss 2025 der Stiftungen mit 

Rechtspersönlichkeit; 

13. Beilage zum Punkt 17, betr. Verordnung über die Änderung des Bebauungsplanes 2009 

der Stadt Wiener Neustadt – Neudarstellung 2026/2; 

14. Beilage zum Punkt 18, betr. Verordnung über die Änderung des Bebauungsplanes 2009 

der Stadt Wiener Neustadt – Neudarstellung 2024/2b; 

15. Beilage zum Punkt 19, betr. Abschluss eines Übereinkommens mit ÖBB-Infrastruktur 

AG, Land Niederösterreich und Gemeinde Katzelsdorf, hinsichtlich Projekt Unterführung 

L 4090 (Mattersburger Bahn); 

16. Beilage zum Punkt 26, betr. Übernahme einer Teilfläche aus dem Grundstück Nr. 1178/1, 

EZ 1912 (Neudörfler Straße), in das öffentliche Gut; 

17. Beilage zum Punkt 27, betr. Auflassung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 4866, 

EZ 4479 (Waßhubergasse), aus dem öffentlichen Gut; 
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18. Beilage zum Punkt 28, betr. 1. Auflassung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 4988/1, 

EZ 4479, aus dem öffentlichen Gut und Verkauf an Netz Niederösterreich 

Liegenschaftsbesitz 31 GmbH; 2. Übernahme einer Teilfläche aus dem Grundstück 

Nr. 2530/3, EZ 11478 (Wiener Straße), in das öffentliche Gut; 

19. Beilage zum Punkt 29, betr. Neuerlassung der Geschäftsordnung für den Gemeinderat 

der Stadt Wiener Neustadt und der Geschäftsordnung für die Gemeinderatsausschüsse 

der Stadt Wiener Neustadt; 

20. Beilage zum Punkt 30, betr. Nebengebührenordnung der Stadt Wiener Neustadt, 

Abänderung und Erweiterung. 

-------------------- 
Der Vorsitzende: 

 
Mag. Klaus Schneeberger eh. 

Bürgermeister 
der Stadt Wiener Neustadt 

 
Die Schriftführerinnen: Die Protokollunterfertiger: 
 
Mag. Katharina Einsiedler-Ginter eh. Mag. Christian Filipp eh. Elisabeth Wallner eh. 
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Silvia Raudner eh. DI Alexander Landbauer eh. DI Elke Szalai, MA eh. 
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 Kanber Demir eh. DI Dr. Bernhard Lutzer eh. 
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